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A. Vereinsrecht 

1. Struktur 

Die DPSG ist in Diözesanverbänden organisiert, welche sich wiederum in Bezirke und Stämme 
gliedert. Die einzelnen Untergliederungen sind in der Regel als nicht eingetragene Vereine 
gegründet. Einige Mitglieder mehrerer Untergliederungen haben für sich parallel einen eigenen 
Rechtsträger (e. V.) gegründet. Genaueres ist in den Satzungen der DPSG definiert. 

2. Wie sind Stämme (äquivalent Bezirke und Diözesanverbände) und 
deren Rechtsträger rechtlich zu qualifizieren? 

a. Was ist ein Rechtsträger (e. V.)? 

• Ein eingetragener Verein (e. V.) ist eine juristische Person des bürgerlichen Rechts. Er ist 
vollrechtsfähig. Das bedeutet, er kann als Rechtsträger selbst Träger von Rechten und 
Pflichten sein (z. B. Grundrechtsfähigkeit, Erbfähigkeit und Grundbuchfähigkeit). 

• Die Rechtsfähigkeit wird mit der Eintragung im Vereinsregister beim zuständigen 
Amtsgericht im Gerichtsbezirk des Sitzes des Vereins erlangt. Nach Eintragung des 
Vereins im Vereinsregister ist der Zusatz „e. V.“ als Namenszusatz zu führen. 

b. Nicht eingetragener Verein 

• Stämme sind nicht eingetragene Vereine. Das heißt, dass sie nicht in das Vereinsregister 
eingetragen sind. Ein nicht eingetragener Verein stellt keine juristische Person dar. Er ist 
nicht vollrechtsfähig. Jedoch ist er nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 
zur Gesellschaft bürgerlichen Rechts („GbR“) teilrechtsfähig. Das bedeutet, dass er 
Träger von Rechten und Pflichten sein kann. Beispielsweise kann der nicht eingetragene 
Verein erben, Vermögen halten und Ansprüche erwerben. 

• Das Vereinsrecht ist entsprechend anzuwenden, wenn es nicht auf die 
Registereintragung ankommt. Ansonsten sind die Vorschriften für die Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts anzuwenden. 

• Auch ein nicht eingetragener Verein bildet ein Steuersubjekt. Das bedeutet, dass 
Steuern anfallen. 

• Die meisten als nicht eingetragene Vereine organisierten Stämme sind nicht als 
gemeinnützig anerkannt. Eine Anerkennung als gemeinnützig ist möglich. 

• In den Satzungen der DPSG ist die Änderung eines Stammes von einem nicht 
eingetragenen Verein in einen e. V. nicht vorgesehen. Stattdessen ist die Option 
vorgesehen, dass zusätzlich zum Stamm ein Parallelverein als e.V. – also ein Rechtsträger 
– gegründet werden kann. 

 

 

 

 

https://www.dpsg.de/de/die-dpsg/ordnung-satzungen-interventionsordnung
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3. Warum sollten wir einen e. V. als Rechtsträger gründen? 

Folgendes spricht für die Gründung eines e. V. als zusätzlicher Rechtsträger des Stammes: 

a. Haftung 

• Aus der Stellung des Stammesvorstands als notwendiges Organ des Vereins ergibt sich, 
dass der Verein für alle rechtsgeschäftlichen und tatsächlichen Handlungen des 
Vorstands, die aus irgendeinem Rechtsgrund zum Schadensersatz verpflichten, haftet (§ 
31 BGB; Grundsatz der Organhaftung). Es haftet also der Verein als Ganzes mit dem 
Vereinsvermögen und nicht die einzelnen Mitglieder mit ihrem Privatvermögen. 

• Anders ist es beim nicht eingetragenen Verein (Stamm ohne Rechtsträger). Es haften die 
Stammesmitglieder zwar grundsätzlich nicht mit ihrem Privatvermögen.1 Allerdings 
haftet privat, wer für den Stamm Rechtsgeschäfte abschließt, also insbesondere der 
Stammesvorstand (sog. Handelndenhaftung). 

• Sowohl bei dem eingetragenen als auch beim nicht eingetragenen Verein gilt für 
ehrenamtlich tätige Vorstände und Mitglieder eine Haftungserleichterung. Sie haften 
nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

b. Grundbuchfähigkeit 

• Bei einem nicht eingetragenen Verein ist in der Praxis ein Grundstückserwerb kaum 
möglich, da nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs von 2016 der nicht 
eingetragene Verein nicht ausschließlich unter seinem Vereinsnamen eingetragen 
werden kann. Erforderlich sei, dass zusätzlich die Namen sämtlicher Mitglieder zum 
Zeitpunkt der Eintragung im Grundbuch eingetragen werden.2 Dies ist in der Praxis 
jedoch äußerst schwierig, da nicht immer klar ist, welche Mitglieder zum Zeitpunkt der 
Eintragung zum nicht eingetragenen Verein gehören.  

• Überdies sollen – nach der Rechtslage seit 01.01.2024 gemäß § 47 Abs. 2 GBO bei einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts – nur in das Gesellschaftsregister eingetragene 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts in das Grundbuch eingetragen werden. Dieser 
Rechtsgedanke wird teilweise auf die Grundbuchfähigkeit des nicht eingetragenen 
Vereins analog angewandt, was ebenso gegen die Grundbuchfähigkeit des nicht 
eingetragenen Vereins spricht.3 Nach dieser Ansicht wäre seit 01.01.2024 nur noch die 
Eintragung eines eingetragenen Vereins in das Grundbuch möglich, nicht mehr jedoch 
die Eintragung des nicht eingetragenen Vereins unter Nennung der Namen der 
Mitglieder zum Zeitpunkt der Eintragung in das Grundbuch.4 

c. Banken 

• In der Praxis kann ein nicht eingetragener Verein möglicherweise kein Bankkonto 
eröffnen. Es ist oftmals lediglich möglich, dass ein Vorstandsmitglied persönlich ein 
Bankkonto eröffnet und dieses dann für den Verein führt. Sollte der Stammesvorstand 
wechseln, ist dies mit großem Aufwand verbunden, denn im Prinzip muss dann jedes 
Mal ein neues Konto eröffnet werden. 

• Bei einem e. V. (also dem Rechtsträger) ist die Eröffnung eines Bankkontos jedoch 
möglich.  

 
1 Siehe beck-online.beck.de/1  
2 Siehe beck-online.beck.de/2  
3 Siehe beck-online.beck.de/3 Rn. 23. 
4 Siehe beck-online.beck.de/4 

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fkomm%2FBeckOKBGB_66%2FBGB%2Fcont%2FBECKOKBGB%2eBGB%2eP54%2eglIV%2egl2%2eglA%2ehtm
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fnzg%2F2023%2Fcont%2Fnzg.2023.308.1.htm&anchor=Y-300-Z-NZG-B-2023-S-308&readable=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Dr.%20Max%20Schwerdtfeger%2C%20Peter-Jan%20Solka&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fnzg%2F2023%2Fcont%2Fnzg.2023.302.1.htm
https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fkomm%2FBeckOKBGB_66%2FBGB%2Fcont%2FBECKOKBGB%2eBGB%2eP54%2eglIII%2egl1%2ehtm
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fnzg%2F2023%2Fcont%2Fnzg.2023.308.1.htm&anchor=Y-300-Z-NZG-B-2023-S-308&readable=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Dr.%20Max%20Schwerdtfeger%2C%20Peter-Jan%20Solka&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fnzg%2F2023%2Fcont%2Fnzg.2023.302.1.htm
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d. Kfz-Haltung 

• Auch kann ein nicht eingetragener Verein kein Halter eines Kfz sein. Ein e. V. jedoch kann 
Halter eines Kfz sein. 

4. Wie läuft die Anerkennung eines Rechtsträgers ab? 

Da die Satzungen der DPSG eine Änderung unserer Untergliederungen von einem nicht 
eingetragenen Verein in einen e. V. explizit nicht vorsehen, ist nur ein Weg möglich:5 Stämme 
können zusätzlich zum nicht eingetragenen Verein einen e. V. als Parallelverein gründen. Dabei 
läuft der Prozess wie folgt ab: 

a. Abstimmung der Satzung des Rechtsträgers (e. V.) mit der 
Finanzverwaltung 

• Als erstes muss eine Satzung für den Rechtsträger erstellt und mit den 
Gründungsmitgliedern diskutiert werden. Sie enthält die wichtigsten Regelungen für die 
Zusammenarbeit im e. V. Ist Wunsch, dass der Verein auch als gemeinnützig anerkannt 
wird, sollte die Satzung unbedingt vor der Anmeldung im Vereinsregister dem Finanzamt 
zur Prüfung vorgelegt werden. 

b. Gründungsversammlung 

• Dann wird eine Gründungsversammlung des Rechtsträgers einberufen. Dort wird die 
Vereinsgründung und die Satzung beschlossen sowie der Vorstand gewählt. 

• Die Gründungssatzung muss für eine Eintragung des Vereins beim Vereinsregister von 
mindestens 7 Mitgliedern des Rechtsträgers unterschrieben werden. 

• Ebenfalls erstellt werden muss ein Protokoll der Gründungsversammlung, das 
entsprechend den Satzungsregeln unterschrieben sein muss. 

c. Anmeldung zur Eintragung beim Vereinsregister 

• Die Anmeldung beim Vereinsregister, das beim örtlich zuständigen Amtsgericht 
angesiedelt ist, muss durch eine*n Notar*in beglaubigt werden. 

• Die Vereinsregisteranmeldung ist vom Vorstand des Rechtsträgers zu unterschreiben. 
Diese Unterschrift ist notariell zu beglaubigen. Hierbei muss der Vorstand bei 
einem*einer Notar*in persönlich anwesend sein. 

• Die Notar*innenkosten belaufen sich in der Regel auf 50 € bis 100 €. 

d. Eintragung durch das Registergericht 

• Die Anmeldung beim Registergericht (örtlich zuständiges Amtsgericht) kann selbst oder 
durch den*die Notar*in gestellt werden. Wir empfehlen die Stellung durch den*die 
Notar*in. 

• Dann wird der Verein durch das Registergericht im Vereinsregister eingetragen. 

 
5 Theoretisch gibt es auch einen zweiten Weg, bei dem ein nicht eingetragener Verein sich auch bei dem örtlich 
zuständigen Amtsgericht in das Vereinsregister selbst eintragen lassen und dadurch zum e. V. werden kann. 
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e. Beantragung des § 60 a Bescheids 

• Nach der Eintragung des Vereins beim Vereinsregister – sodann als e.V. anzusehen – 
muss der Feststellungsbescheid nach § 60 a AO6 beim zuständigen Finanzamt beantragt 
werden, in dem die satzungsmäßigen Voraussetzungen des e. V. durch die 
Finanzverwaltung festgestellt werden. Sobald dem e. V. ein Feststellungsbescheid nach 
§ 60 a AO ausgestellt wurde, ist er als gemeinnützig anerkannt. 

5. Was ist zu beachten, wenn ich einen „Rechtsträger“ habe? 

a. Zwei Körperschaftssubjekte samt Deklarationspflichten 

• Da der Rechtsträger (e. V.) und der nicht eingetragene Verein (Stamm) jeweils 
eigenständige Körperschaftssubjekte sind, haben beide Deklarationspflichten 
gegenüber dem Finanzamt. 

• Heißt: Auch der nicht eingetragene Verein muss gegenüber dem Finanzamt deklariert 
werden. Er soll eine Steuererklärung abgeben. 

b. Steuerpflichtiger Rechtsträger 

• Ob ein Stamm als eingetragener Verein oder als nicht eingetragener Verein organisiert 
ist, ist für steuerliche Zwecke unerheblich. 

• In beiden Fällen stellen der Stamm bzw. sein Rechtsträger ein selbständiges 
Steuersubjekt dar. 

• Unabhängig von der Rechtsform ist für steuerliche Zwecke die Anerkennung des 
eigetragenen und nicht eingetragenen Vereins als gemeinnützig relevant. 

c. Anerkennung der Gemeinnützigkeit auch für Stämme als nicht 
eingetragene Vereine möglich 

• Die Anerkennung als gemeinnützig ist nicht an die Vereinseintragung gebunden und 
somit auch für den Stamm als nicht eingetragener Verein möglich. 

d. Zuordnung von Vermögen und Tätigkeiten 

• Es gilt zu beachten, dass innerhalb der Buchführung das Vermögen und die Tätigkeiten 
den jeweils richtigen Körperschaften, also dem eingetragenen Verein (Rechtsträger) und 
dem nicht eingetragenen Verein (Stamm), zugeordnet werden müssen. 

e. Achtung bei wechselseitigen Leistungsbeziehungen 

• Für gemeinnützige Träger gilt das Gebot der Selbstlosigkeit.  

• Dieses verbietet es, nicht-gemeinnützigen Organisationen (wie bspw. einem als nicht-
gemeinnützig organisierten Stamm) ohne angemessene und übliche Gegenleistung 
Vorteile zu gewähren, da ansonsten steuerbegünstigte Mittel der Gemeinnützigkeit 
unzulässiger Weise für nicht-gemeinnützige Organisationen verwendet werden würden. 

• Es wäre z. B. einem gemeinnützigen Verein (auch einem gemeinnützigen Stamm) 
steuerrechtlich nicht erlaubt, einem nicht-gemeinnützig organisierten Stamm kostenfrei 

 
6 AO = Abgabenordnung 
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einen Bus oder Geldmittel etc. für ein Sommerlager zu überlassen, da diese Ausgabe 
nicht der Allgemeinheit im Sinne der Gemeinnützigkeit zugutekommen würde. 
Empfehlenswert ist deshalb, für sämtliche eingetragene und nicht eingetragene Vereine 
die Gemeinnützigkeit jeweils anerkennen zu lassen, um untereinander 
Geldmittelübertragungen und Nutzungsüberlassungen kostenfrei durchführen zu 
können. 
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B. Gemeinnützigkeit 

1. Definition Körperschaftssteuersubjekt 

Vereine unterfallen der Körperschaftssteuer. Auch ein nicht eingetragener Verein ist ein 
Körperschaftssteuersubjekt, sofern er die Fähigkeit zur Vermögensbildung sowie Organe mit 
eigener Willensbildungsmöglichkeit hat. Er ist unbeschränkt körperschaftssteuerpflichtig mit 
seinen gesamten Einkünften (gem. § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG). Das bedeutet, dass auch nicht 
eingetragene Vereine und damit Stämme Körperschaftssteuer auf die Einkünfte bezahlen müssen. 

2. Vorteile einer Anerkennung als gemeinnützig 

Die Anerkennung als gemeinnützige Körperschaft ist insbesondere aufgrund der umfassenden 
steuerlichen Privilegierung (Steuerbegünstigung) sinnvoll.  

a. Partielle Steuerbefreiung und ermäßigter Umsatzsteuersatz 

• Die steuerliche Privilegierung gemeinnütziger Körperschaften knüpft daran an, um 
welchen Bereich der Körperschaft es geht. 

• Eine gemeinnützige Körperschaft hat bis zu vier Bereiche: 
1. ideeller Bereich, 
2. Vermögensverwaltung, 
3. Zweckbetrieb und 
4. steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. 

• Welche Vorteile sich bei der Besteuerung der verschiedenen Bereiche ergeben, ist im 
Folgenden dargestellt: 

(1) Partielle Steuerbefreiung und ermäßigter Umsatzsteuersatz 
­ Der ideelle Bereich, die Vermögensverwaltung und der Zweckbetrieb sind 

ertragssteuerfrei. Das bedeutet, dass keine Körperschaftssteuer, Gewerbesteuer 
und Solidaritätsbeitrag erhoben werden. 

­ Demgegenüber ist der steuerliche wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 
ertragssteuerpflichtig, sofern die Freigrenze von 45.000,- € (Einnahmen 
einschließlich Umsatzsteuer) überschritten wird. Liegen die Einnahmen über der 
Freigrenze, kommt ein Freibetrag von 5.000,- € in Abzug; d. h. Körperschaftsteuer 
fällt dann erst bei einem Gewinn von über 5.000,- € an. 

(2) Umsatzsteuer 

­ Im ideellen Bereich wird keine Bezahlung als Gegenleistung verlangt, daher gibt es 
hier auch keine Umsatzsteuer.  

­ Bei der Vermögensverwaltung, dem Zweckbetrieb und dem steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb kann Umsatzsteuer auf die Bezahlung anfallen. 

­ Der Umsatzsteuer unterliegen unter anderem Lieferungen und sonstige Leistungen, 
die gegen Entgelt ausgeführt werden. Die Umsatzsteuer ist umgangssprachlich 
auch als Mehrwertsteuer bekannt und wird z. B. bei Einkäufen auf Waren oder auf 
Dienstleistungen erhoben. 



 

Seite 12 von 40 

­ Umsatz ist, zusammengefasst und einfach erklärt, nichts anderes als die Summe 
aller Einnahmen als Gegenleistung für Dienstleistungen, Waren und Produkte. 

­ Begünstigungen ergeben sich nur aus konkreten Steuerbefreiungen nach § 4 UStG 
oder der Anwendung des ermäßigten Steuersatzes von 7 % nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 
lit. A UStG. Beispielsweise knüpft die Steuerbefreiung (§ 4 Nr. 22a UStG) für 
Bildungsleistungen an den Status als gemeinnützige Körperschaft an. Leistungen im 
Rahmen des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs unterliegen in 
der Umsatzsteuer der Regelbesteuerung, d. h. einem Umsatzsteuerbetrag von 19 
%, sofern nicht eine von der Gemeinnützigkeit unabhängige Steuerbefreiung oder 
Ermäßigung greift. 

­ Kleinunternehmer*innenregelung: Wenn der umsatzsteuerpflichtige Umsatz im 
laufenden Jahr unter 22.000,- € liegt und im darauffolgenden Jahr 50.000,- € nicht 
übersteigen wird, unterliegen die Ausgangsleistungen nicht der Umsatzsteuer. 
Maßgeblicher Umsatz ist die Summe der steuerbaren Einnahmen abzüglich 
grundsätzlich aller umsatzsteuerfreier Einnahmen (mit Ausnahme bestimmter 
Umsätze wie z. B. Grundstücksveräußerungen, Versicherungsleistungen). 

­ Stammeslager/ Zeltlager gehören zum Bereich des Zweckbetriebs oder des 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs (vgl. Kapitel D.1.). 
Grundsätzlich ist somit Umsatzsteuer zu entrichten. Eine Befreiung von der 
Umsatzsteuer gem. § 4 Nr. 25 UStG kommt in Betracht (vgl. nächster Punkt). 

­ Wir gehen davon aus, dass es sich bei der DPSG sowie sämtlichen ihrer 
Untergliederungen um freie Träger der Jugendhilfe handelt. Leistungen der 
Jugendhilfe nach § 2 Abs. 2 SGB VIII (wie bspw. die Jugendarbeit) sind gem. § 4 Nr. 
25 UStG umsatzsteuerfrei. Dann wäre keine Pflicht zur Erhebung von Umsatzsteuer 
für die Teilnahmebeiträge gegeben. Unter die Befreiung nach § 4 Nr. 25 UStG fallen 
z. B. Lehrgänge, Jugendfreizeiten, Zeltlager, Fahrten, Treffen uvm. Angebote der 
Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII, Leistung der Jugendhilfe gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII) 
gem. § 11 Abs. 4 SGB VIII können in angemessenem Umfang Personen einbeziehen, 
die das 27. Lebensjahr vollendet haben. Weitere Tätigkeiten wie z. B. Vereinsfeste 
können zu umsatzsteuerpflichtigen Umsätzen führen.  

­ Steuerbefreiung für Leistungen der Erziehung von Kindern und Jugendlichen (§ 4 
Nr. 23 UStG) ist nicht anzuwenden, sofern Leistungen nach § 4 Nr. 25 UStG erbracht 
wurden.7 Insofern muss auf § 4 Nr. 23 UStG hier nicht näher eingegangen werden. 

­ Wenn die Umsätze eines Stamms aus einem Stammeslager/ Zeltlager nicht nach § 
4 UStG steuerfrei sind, so unterliegen diese der Umsatzsteuer und sind für die 
Kleinunternehmer*innenregelung und die Umsatzgrenze von 22.000,- € relevant. 
Die steuerfreien Umsätze sind für die Kleinunternehmer*innenregelung nicht 
relevant.  

(3) Erbschaftssteuer, Schenkungssteuer, Grundsteuer 

­ Zuwendungen an gemeinnützige Körperschaften sind in der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer steuerfrei (§ 13 Abs. 1 Nr. 16 lit. b) ErbStG). 

­ Gemeinnützige Vereine sind von der Grundsteuer befreit, wenn der Grundbesitz 
dem gemeinnützigen Verein gehört und der Grundbesitz ihm selbst oder von einem 
anderen begünstigten Träger ausschließlich für den ideellen Bereich oder 
Zweckbetrieb genutzt wird (§ 3 Abs. 1 Nr. 3, Nr. 4 Grundsteuergesetz). Zu beachten 
ist jedoch, dass eine Nutzung für die Vermögensverwaltung (z. B. Vermietung zu 

 
7 Siehe beck-online.beck.de/5 Rn. 4. 

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fkomm%2FWinGeiJacKoGesGemnR_2%2FUStG%2Fcont%2FWinGeiJacKoGesGemnR%2EUStG%2Ep4%2En23%2EglI%2Egl1%2Ehtm
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Wohnzwecken) oder den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (z. B. Gaststätten) der 
gemeinnützigen Körperschaft nicht von der Steuerbefreiung erfasst ist. 

b. Abgabepflicht bei Gemeinnützigkeit 

• Generell müssen Körperschaften jährlich eine Körperschaftssteuererklärung abgeben. 

• Gemeinnützige Körperschaften hingegen müssen nur alle 3 Jahre eine 
Körperschaftssteuererklärung abgeben, es sei denn, es liegt ein steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb mit Umsätzen über 45.000,- € einschließlich 
Umsatzsteuer vor (§ 64 Abs. 3 AO). 

c. Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen 

• Gemeinnützige Körperschaften können Zuwendungsbestätigungen ausstellen. Das 
erhöht die Attraktivität für Spender*innen enorm, da sie die Spenden von der 
Einkommenssteuer absetzen können. 

• Daher sind auch Spenden an einen gemeinnützig anerkannten Stamm von der 
Einkommenssteuer absetzbar. 

• Sofern der gemeinnützig anerkannte Stamm den Zweck der Jugendhilfe und / oder den 
Zweck der Förderung der Religion nach der Angabe im Steuerbescheid verwirklicht, sind 
Mitgliedsbeiträge an den Stamm absetzbar und werden wie Spenden behandelt. Die 
erhaltenen Gelder dürfen nicht ohne angemessene Gegenleistung an einen nicht 
gemeinnützigen Verein weitergegeben werden. Eine Weitergabe an Stämme ist mithin 
ausgeschlossen, sofern diese nicht als gemeinnützig anerkannt sind. 

d. Mittelweitergabe 

• Gemeinnützige Körperschaften können Geld sowie andere Mittel und Leistungen (z.B. 
kostenfreie Überlassung eines PKWs, Dienstleistungen zu Selbstkosten) an andere 
gemeinnützige Körperschaften weitergeben und von anderen gemeinnützigen 
Körperschaften Geld und Leistungen erhalten (§ 58 Nr. 1 AO). 

• Wenn eine Körperschaft (z. B. ein Stamm) nicht gemeinnützig ist und mit einer 
gemeinnützigen Körperschaft kooperiert, kann sie kein Geld und keine Mittel (z. B. Geld, 
kostenfreies Ausleihen eines PKWs) ohne angemessene Gegenleistung von der 
gemeinnützigen Körperschaft erhalten. 

• Somit macht die Gemeinnützigkeit eine Körperschaft attraktiver, um Geld oder andere 
Mittel von anderen gemeinnützigen Körperschaften zu bekommen. 

• Zudem darf eine gemeinnützige Körperschaft Mittel, Geld oder andere Mittel nicht an 
eine nicht gemeinnützige Körperschaft weitergeben. 

• Werden Dienstleistungen ohne Gewinnaufschlag als Mittelweitergabe getätigt (also zu 
Selbstkosten, d. h. nur tatsächliche Personal- und Sachkosten), darf der leistende 
gemeinnützige Stamm diese Tätigkeiten und Einnahmen als Zweckbetrieb behandeln. 
Dann dürfen auch Spenden und Mitgliedsbeiträge verwendet werden und es fällt keine 
Körperschaftsteuer an. Es ist darauf zu achten, dass grundsätzlich Dienstleistungen zu 
Selbstkosten im Zweckbetrieb der Umsatzsteuer mit 7 % unterliegen. Für die 
Dienstleistung ist eine Rechnung zu stellen zu den Selbstkosten mit 7 % Umsatzsteuer, 
wenn der Stamm kein Kleinunternehmer ist. 



 

Seite 14 von 40 

e. Haftung von Ehrenamt 

• Unabhängig davon, ob ein Verein gemeinnützig ist, gilt sowohl beim e. V. als auch beim 
nicht eingetragenen Verein (wie einem Stamm) für ehrenamtliche tätige Vorstände und 
Vereinsmitglieder eine Haftungserleichterung. Sie haften nur bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit. 

• Ehrenamtlich Tätige sind solche, die unentgeltlich tätig sind oder die für ihre Tätigkeit 
eine Vergütung bekommen, die 840,- € jährlich nicht übersteigt. 

f. Ehrenamtspauschale und Übungsleiter*innenfreibetrag/-pauschale 

• Steuerfrei ist bei gemeinnützigen Körperschaften der sogenannte 
Übungsleiter*innenfreibetrag, auch Übungsleiter*innenpauschale genannt. Darunter 
fallen ausschließlich Einnahmen aus nebenberuflicher Tätigkeit als Übungsleiter*in, 
Ausbilder*in, Erzieher*in, Betreuer*in und vergleichbaren nebenberuflichen 
Tätigkeiten, aus nebenberuflicher künstlerischer Tätigkeit und aus nebenberuflicher 
Pflege von alten oder kranken Menschen oder Menschen mit Behinderung im Dienst 
oder Auftrag einer gemeinnützigen Körperschaft bis zu einer Höhe von 3.000,- € im Jahr. 
Nicht dazu zählen im DPSG-Kontext administrative, ehrenamtliche Tätigkeiten wie 
Vorstand, Kassenwart*in, Materialwart*in). 

• Steuerfrei ist zudem bei gemeinnützigen Körperschaften die sogenannte 
Ehrenamtspauschale. Darunter fallen Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten im 
Dienst oder Auftrag einer gemeinnützigen Körperschaft bis zu einer Höhe von 840,- € im 
Jahr, wenn diese Tätigkeiten im ideellen Bereich oder Zweckbetrieb ausgeübt werden. 
Im DPSG-Kontext zählen dazu auch administrative, ehrenamtliche Tätigkeiten wie 
Vorstand, Kassenwart*in, Materialwart*in.8  

• Überschreiten die Einnahmen für die steuerbegünstigte Tätigkeit die 
Ehrenamtspauschale bzw. den Übungsleiter*innenfreibetrag, ist die Differenz 
grundsätzlich steuerpflichtig. Davon können mit den nebenberuflichen Tätigkeiten in 
unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammenhang stehende Ausgaben als 
Werbungskosten oder Betriebsausgaben insoweit abgezogen werden, als sie den Betrag 
der steuerfreien Einnahmen übersteigen. 

• Abzugrenzen ist die Ehrenamtspauschale von dem Ersatz tatsächlicher Aufwendungen.  

­ Unabhängig davon, Vorstände oder ehrenamtlich Tätige die Ehrenamtspauschale 
erhalten, haben diese – auch ohne entsprechende Satzungsregelung – stets 
Anspruch auf Aufwendungsersatz.  

­ Aufwendungen sind alle Vermögensopfer mit Ausnahme der eigenen Arbeitszeit 
und Arbeitskraft, die Vorstände oder ehrenamtlich Tätige zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben freiwillig, auf Weisung des zuständigen Vereinsorgans oder als Folge ihrer 
Geschäftsführung erbringen. Dazu zählen alle Auslagen, insbesondere Post- und 
Telefonspesen, Reisen, zusätzliche und angemessene Beherbergungs- und 
Verpflegungskosten. Aufwendungen sind erstattungsfähig, soweit sie (1) 
tatsächlich angefallen sind, (2) für die Ausführung der Vorstandstätigkeit bzw. 
Auftragstätigkeit erforderlich waren und (2) sich in einem angemessenen Rahmen 

 
8 Auch Leiter*innen können prinzipiell eine Ehrenamtspauschale erhalten. Aus unserer Sicht ist es 
wünschenswert, wenn der Anreiz für eine ehrenamtliche Leitungstätigkeit in der DPSG nicht finanzieller, sondern 
ideeller Natur ist: bspw. die Möglichkeit zur Begleitung und Weiterentwicklung von Kindern und Jugendlichen, 
Möglichkeit zur persönlichen Weiterentwicklung, Möglichkeit des gesellschaftlichen Engagements. 
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halten. Achtung: Für geleistete Arbeitszeit gibt es gerade keinen 
Aufwendungsersatz! 

­ Ein pauschaler Aufwendungsersatz ohne Einzelnachweis ist nur über die 
Einbeziehung des Aufwandsersatzes in die Ehrenamtspauschale zulässig.  

3. Weg zur Gemeinnützigkeit 

a. Satzungsentwurf 

• Zunächst muss grundsätzlich für einen e. V. oder einen nicht eingetragenen Verein ein 
Satzungsentwurf nach Maßgabe der Vorschriften des Gemeinnützigkeitsrechts 
erarbeitet werden. Dabei sind auch die Satzung der DPSG und die vereinsrechtlichen 
Regelungen zu beachten. 

• Der Satzungsentwurf muss grundsätzlich zwingend die Vorgaben der Mustersatzung in 
Anlage 1 zu § 60 AO enthalten. Es müssen die exakten Formulierungen übernommen 
werden. 

• Zur Gründung eines Rechtsträger (e. V.), ggf. als Förderverein, und dessen Anerkennung 
als gemeinnützig ist dies notwendig. 

• Hinweis: Bestehende Stämme als nicht eingetragene Vereine müssen keinen 
Satzungsentwurf mehr erarbeiten, sondern können die mit der Finanzverwaltung 
bundeseinheitlich für alle Bundesländer abgestimmte Satzung der Stammesebene 
vorlegen. 

b. Abstimmung mit Finanzamt 

• Dieser Satzungsentwurf wird an das Finanzamt geschickt. 

• Das Finanzamt stimmt dann entweder der Satzung zu oder teilt mit, dass noch 
Satzungsänderungen vorgenommen werden müssen. 

• Bei Gründung eines Rechtsträgers (e. V.), ggf. als Förderverein, und dessen Anerkennung 
als gemeinnützig ist dies notwendig. 

• Hinweis: Für bestehende Stämme als nicht eingetragene Vereine gilt die mit der 
Finanzverwaltung bundeseinheitlich für alle Bundesländer abgestimmte Satzung der 
Stammesebene. Daher ist eine Abstimmung mit dem Finanzamt in dieser Form nicht 
mehr notwendig. Sicherheitshalber sollte aber das jeweilige Finanzamt auf die 
bundeseinheitliche Abstimmung der Satzungen der DPSG (einschließlich der Satzung der 
Stammesebene) hingewiesen werden, da nicht jedes Finanzamt von dieser Abstimmung 
konkret Kenntnis hat. 

c. Gründungsversammlung 

• Nach erfolgter Freigabe des Satzungsentwurfes durch das Finanzamt müssen in einer 
Gründungsversammlung für einen nicht eingetragenen Verein mindestens drei 
Personen und bei einem e. V. sieben Personen die Gründung des Vereins beschließen. 
Hierzu ist der Satzungsentwurf zu unterschreiben und ein Gründungsprotokoll 
anzufertigen. 

• Bei Gründung eines Rechtsträgers (e. V.), ggf. als Förderverein, und dessen Anerkennung 
als gemeinnützig ist eine solche Gründungsversammlung notwendig. 
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• Hinweis: Für bestehende Stämme, die bereits als nicht eingetragene Vereine gegründet 
sind, ist dies nicht mehr erforderlich. Bei Gründung eines Rechtsträgers, ggf. als 
Förderverein, wäre eine Gründungsversammlung jedoch notwendig. 

 

 

d. Eintragung in das Vereinsregister (nur bei e. V.) 

• Bei einem*einer Notar*in ist die Eintragung des Rechtsträgers (e. V.), ggf. als 
Förderverein, bzw. einer Satzungsänderung des e. V. in das Vereinsregister anzumelden. 

• Nach erfolgter Eintragung ist die Gründung eines Rechtsträgers (e. V.), ggf. als 
Förderverein, bzw. eine Satzungsänderung des e. V. wirksam. 

• Hinweis: Bei einem nicht eingetragenen Verein bedarf es keiner Eintragung in das 
Vereinsregister, d.h. die Gründung und jede Satzungsänderung sind direkt mit der 
Beschlussfassung wirksam.  

e. § 60a-Bescheid 

• Danach muss der Bescheid nach § 60a AO beim zuständigen Finanzamt beantragt 
werden, in dem die satzungsmäßigen Voraussetzungen des Vereins durch die 
Finanzverwaltung festgestellt werden. 

• Mit Erhalt des § 60a-Bescheides ist der Verein eine gemeinnützige Körperschaft und 
kann beispielsweise Zuwendungsbestätigungen ausstellen oder 
Übungsleiterpauschalen auszahlen. 

• Hinweis: Dies ist wiederum gleichsam relevant für Stämme als nicht eingetragene 
Vereine und auch für eingetragene Rechtsträger (e. V.), ggf. als Förderverein. 

f. Anerkennung im Veranlagungsverfahren 

• Nach einem Jahr ist die Körperschaftssteuererklärung (Formular 
Körperschaftsteuererklärung KSt 1) mit der Anlage „Gem“ abzugeben. 

• Dann wird die Gemeinnützigkeit im Veranlagungsverfahren überprüft (sogenannte 
Anerkennung im Veranlagungsverfahren). 

• Danach muss die Körperschaftssteuererklärung grundsätzlich im Drei-Jahres-Rhythmus 
abgegeben werden. 

4. Ideeller Bereich 

Der ideelle Bereich ist der Kernbereich einer gemeinnützigen Körperschaft. 

a. Zweckverwirklichung 

• Der ideelle Bereich liegt vor, wenn der gemeinnützige Zweck laut der Satzung 
verwirklicht wird. Zu beachten ist, dass der gemeinnützige Zweck nicht erfüllt wird, 
wenn der Verein untätig bleibt. Die Mittelweitergabe an eine andere gemeinnützige 
Körperschaft, also z. B. das Weitergeben von Geld, Waren, Dienstleistungen oder 
Nutzungsüberlassungen, stellt auch eine gemeinnützige Zweckverwirklichung dar. 
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• Beispiele für gemeinnützige Zwecke sind die Förderung der Religion, Jugendhilfe, 
Erziehung oder des Naturschutzes. 

• Der hier zu gründende eingetragene Verein (e. V.) als Rechtsträger soll als 
Mittelbeschaffungskörperschaft für andere gemeinnützige Vereine dienen. 

 

b. Tätigkeiten ohne Entgelt 

• Tätigkeiten des ideellen Bereichs werden ohne Entgelt erbracht. 

• Teilnahmebeiträge für bspw. Fahrten und Aktionen des Stammes sind i. d. R. als 
Einnahme des Zweckbetriebs zuzuordnen, da sie dem Vereinszweck (z. B. der 
Jugendhilfe) dienen, und zählen daher nicht zum ideellen Bereich. 

c. Mitgliedsbeiträge 

• Zu den Einnahmen im ideellen Bereich gehören Mitgliedsbeiträge. Dies sind Beiträge, 
die aufgrund der Satzung von Mitgliedern erhoben werden können. 

• Davon, dass der e.V. für den nicht eingetragenen Verein (also den Stamm) die 
Mitgliedsbeiträge erhebt, ist abzuraten. Dies stellt keine Einnahme im ideellen Bereich 
dar, sondern wäre wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. 

d. Spenden 

• Zu den Einnahmen im ideellen Bereich gehören Spenden. Spenden sind freiwillige 
Ausgaben zur Förderung gemeinnütziger Zwecke, denen keine Gegenleistung zugrunde 
liegt. 

• Es muss ein Zufluss bei den Spendenempfänger*innen und Abfluss bei den 
Spender*innen vorliegen. Die Zuwender*innen müssen endgültig wirtschaftlich belastet 
werden. 

• Für Spenden können gemeinnützige Körperschaften Zuwendungsbestätigungen 
ausstellen. 

e. Zuschüsse 

• Zu den Einnahmen im ideellen Bereich gehören zudem Zuschüsse, die ohne Entgelt 
(bspw. von der Kirche oder der Stadt) gewährt werden. Das bedeutet, dass die 
Zahlungen nicht aufgrund eines Leistungsaustauschverhältnisses (z. B. Vertrag), also 
ohne Gegenleistungspflicht, gewährt werden. 

• Werden Zuwendungen aus öffentlichen Kassen ausschließlich auf der Grundlage des 
Haushaltsrechts in Verbindung mit den dazu erlassenen Allgemeinen 
Nebenbestimmungen (ANBest-P9 / ANBest-I10) vergeben, liegen in der Regel echte 
Zuschüsse vor. Diese allgemeinen Nebenbestimmungen gibt es als Bundesvorgaben und 
Ländervorgaben. Diese gibt es daher auch in jedem Bundesland. Auf kommunaler Ebene 
können ggf. ähnliche Vorgaben bestehen. 

 
9 ANBest-P = Allgemeine Nebenbestimmungen zur Projektförderung 
10 ANBest-I = Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förderung 
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5. Vermögensverwaltung 

a. Definition 

• Laut Definition in § 14 S. 3 AO liegt eine Vermögensverwaltung in der Regel vor, wenn 
Vermögen genutzt, z. B. Kapitalvermögen verzinslich angelegt oder unbewegliches 
Vermögen vermietet oder verpachtet wird. 

• Als Faustformel lässt sich die Vermögensverwaltung als „Geldverdienen im 
Schaukelstuhl“ beschreiben. 

• Bei der Vermögensverwaltung wird bereits vorhandenes Vermögen zur 
Vermögensmehrung ohne eigenes aktives Tun eingesetzt. 

• Beispiele: Langfristige Vermietung, Bankzinsen oder Darlehenszinsen. 

b. Umsatzsteuer 

• Einnahmen der Vermögensverwaltung können der Umsatzsteuer unterliegen. 

• Ggf. greifen Steuerbefreiungen, die jedoch von der Vermögensverwaltung abhängig und 
damit individuell sind. In diesem Zusammenhang empfehlen wir eine steuerrechtliche 
Beratung, wie bspw. für die Vermietung von Wohnungen (langfristig) oder 
Seminarräumen (auch kurzfristig) an z. B. andere gemeinnützige Stämme oder sonstige 
gemeinnützige Vereine. 

c. Gewinn/ Verbot struktureller Verluste 

• Im Rahmen der Vermögensverwaltung muss ein Gewinn erzielt werden. 

• Es dürfen keine strukturellen Verluste erzielt werden wie z. B. durch Anlage in 
hochspekulative Wertpapiere. 

• Gewinne der Vorjahre in der Vermögensverwaltung dürfen grundsätzlich die aktuellen 
Verluste in der Vermögensverwaltung ausgleichen. 

6. Steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 

a. Begriff: Entgelt ohne Zweckverwirklichung 

• Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist eine selbstständige, nachhaltige Tätigkeit, 
durch die Einnahmen oder andere wirtschaftliche Vorteile erzielt werden und die über 
den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgeht. 

• Beim steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb wird (im Gegensatz zum 
Zweckbetrieb) nicht der in der Satzung bestimmte Zweck verwirklicht. 

• Beispiele für den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb sind 

­ Werbeleistungen, der Verkauf von Essen und Getränken auf bspw. Pfarrfesten oder 
einer Jubiläumsfeier, die Vermietung von Werbeflächen und Erholungsreisen, 

­ ein Zeltlager, das den unter Kapitel B.7.a genannten Voraussetzungen nicht 
entspricht, 

­ der Verkauf von Aufnähern oder Stammespullovern sowie der Weiterverkauf von 
Material aus dem Rüsthaus und auch Sammelbestellungen, wenn Einnahmen 
erzielt werden. 
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• Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb ist kein eigenständiges Steuersubjekt, sondern 
Bestandteil der gemeinnützigen Körperschaft. Steuersubjekt bleibt allein die 
gemeinnützige Körperschaft, die innerhalb des Geschäftsbetriebs der (partiellen) 
Steuerpflicht unterliegt. Die Steuerfreiheit des übrigen gemeinnützigen Bereichs bleibt 
unberührt. 

b. Freigrenze 

• Übersteigen die Einnahmen einschließlich der Umsatzsteuer aus steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben insgesamt nicht 45.000,- € im Jahr (Freigrenze), so 
fällt weder Körperschafts- noch Gewerbesteuer an. 

c. Gewinnpauschalierung 

• Bei Werbungsleistungen für Unternehmen, die im Zusammenhang mit der 
steuerbegünstigten Tätigkeit einschließlich Zweckbetrieben stattfindet, können im 
Rahmen der Körperschaftssteuer pauschal 15 % der Einnahmen als Gewinn angesetzt 
werden. Hintergrund hierfür ist, dass der Gesetzgeber die Überbesteuerung von 
gemeinnützigen Organisationen verhindern wollte.11 

• Ein Beispiel hierfür ist steuerpflichtiges Sponsoring mit einer Sparkasse bei bspw. einem 
Pfadfinder*innentreffen (ideeller Bereich) oder einem Stammeszeltlager (Zweckbetrieb) 
durch Plakate oder andere Werbemittel mit Hinweisen auf Angebote der Sparkasse 
(meint also eine Geldzahlung durch die Sparkasse für eine Werbeleistung eines 
gemeinnützigen Stamms). Hier können 15 % der Einnahmen des gemeinnützigen 
Stammes, die er von der Sparkasse einnimmt, pauschal als Gewinn angesetzt werden. 
Nur diese 15 % der Einnahmen aus dem Sponsoring unterliegen der Körperschaftsteuer 
und Gewerbesteuer.  

• Die Gewinnpauschalierung muss in der Körperschaftsteuererklärung beantragt werden. 
Hier sollte ein Steuerberater einbezogen werden. 

d. Gewinn und Verbot struktureller Verluste 

• Im Rahmen des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs muss ein Gewinn 
erzielt werden. 

• Es dürfen keine strukturellen Verluste erzielt werden. 

• Anlaufverluste bei Start eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs sind 
unschädlich innerhalb der ersten drei Jahre. 

• Gewinne der Vorjahre im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dürfen 
grundsätzlich die aktuellen Verluste im steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb ausgleichen.  

e. Freibetrag 

• Im Rahmen der Körperschaftssteuer ist bei Überschreitung der Freigrenze von 45.000,- 
€ noch ein Freibetrag für gemeinnützige Vereine von 5.000,- € vorgesehen. D. h. ein 
erzielter Gewinn ist im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb bis 5.000,- € 
noch steuerfrei. 

 

 
11 Hüttemann, Gemeinnützigkeits- und Spendenrecht, 5. Auflage, RZ. 7.82. 
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7. Zweckbetrieb 

a. Zweckverwirklichung 

• Ein Zweckbetrieb ist gegeben, wenn 

­ der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in seiner Gesamtrichtung dazu dient, die 
steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke der Körperschaft zu verwirklichen, 

­ die Zwecke nur durch einen solchen Geschäftsbetrieb erreicht werden können und 

­ der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb zu nicht begünstigten Betrieben derselben 
oder ähnlicher Art nicht in größerem Umfang in Wettbewerb tritt als es bei 
Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar ist (§ 65 AO). 

• Ob ein Zweckbetrieb im Sinne des § 65 AO besteht, ist grundsätzlich durch das 
Finanzamt zu prüfen. Sofern entgeltliche Tätigkeiten einen Zweckbetrieb darstellen, 
sollten diese Tätigkeiten auch in die mit dem Finanzamt abzustimmende Satzung 
aufgenommen werden. Die Satzung darf erst nach Freigabe durch das Finanzamt 
beschlossen und zur Eintragung angemeldet werden – ansonsten droht der Verlust der 
Gemeinnützigkeit! 

­ Dies ist für Rechtsträger (e. V.) relevant, 

­ aber nicht für bestehende Stämme als nicht eingetragene Vereine, da bereits die 
mit der Finanzverwaltung bundeseinheitlich für alle Bundesländer abgestimmte 
Satzung der Stammesebene besteht. In dieser ist der Zweckbetrieb bereits für alle 
Stämme geltend festgeschrieben (siehe Ziffer 2 in allen Satzungen der DPSG). 

• Zudem gibt es gesetzlich festgelegte Zweckbetriebe (§§ 66-68 AO), bei denen die 
Voraussetzungen des § 65 AO nicht geprüft werden müssen; die Steuerbegünstigung 
liegt dann ohnehin vor.  

• Die Kinder- und Jugendbetreuung im Rahmen von gemeinnützigen Stämmen ist somit 
durch das Finanzamt zu prüfen. Jugendreisen (bis 18 Jahre) können nach herrschender 
Meinung in der Literatur aufgrund der Wertung aus § 68 Nr. 1 Buchst. b) AO 
Zweckbetrieb im Sinne von § 65 AO sein. Dies setzt allerdings voraus, dass sich die 
Jugendreisen – z. B. durch das Programm, die Betreuung der Jugendlichen und eine 
besondere pädagogische Zielsetzung – inhaltlich tatsächlich vom Angebot 
kommerzieller Wettbewerber*innen unterscheiden.12 

• Wenn kein Zweck der Körperschaft verwirklicht wird, liegt ein steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor. 

• Ein Beispiel für einen Zweckbetrieb bei einem gemeinnützigen Stamm ist ein Zeltlager 
für Kinder und Jugendliche (unter 18 Jahre). Siehe hierzu auch das Fallbeispiel 1 in 
Kapitel D. 

­ Nehmen Teilnehmer*innen ab 18 Jahren an dem Zeltlager teil, ohne Betreuerin zu 
sein (also Leiter*in), liegt bezüglich diesem grundsätzlich ein steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor. 

­ Ein Zweckbetrieb kann auch für Teilnehmer*innen ab 18 Jahren angenommen 
werden, wenn das Zeltlager dem Zweck der Körperschaft (z. B. Vermittlung 
christlicher Werte und/oder Förderung interkultureller und internationaler 
Begegnungen) dient. Achtung: Umfasst die Reise auch private, freizeitbezogene 
Programmpunkte, sollten diese nach Möglichkeit vom zweckbezogenen Programm 

 
12 I. Hüttemann, Gemeinnützigkeits- und Spendenrecht, 5. Auflage, Rz. 6.225. 
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getrennt gebucht und abgerechnet werden (anteilige Freizeitfahrt). Der nicht 
zweckbezogene Teil der Reise muss dem steuerpflichtigen Bereich zugeordnet 
werden. Wenn sich die Inhalte und der Ablauf insgesamt nicht von einer allgemein 
touristisch geprägten Reise unterscheiden, sind die Kosten nicht im begünstigten 
Zweckbetrieb angefallen. 

­ Es sollte bei der Gestaltung des Programms auf folgende Punkte geachtet werden: 

(1) Inhalt: Das Zeltlager muss auf die in Ziffer 2 in allen Satzungen der DPSG 
formulierten Vereinszwecke zugeschnitten sein. 

(2) Teilnehmer*innenkreis: Ein Zeltlager darf auch nur DPSG-Mitgliedern 
angeboten werden. Die Möglichkeit, Mitglied zu werden und dann an weiteren 
Veranstaltungen des Stammes teilzunehmen, sollte jedoch allen Personen 
unter 18 Jahren grundsätzlich offenstehen (Förderung der Allgemeinheit). Dies 
erfüllt die DPSG, zudem prinzipiell auch Nichtmitglieder an Veranstaltungen 
der DPSG teilnehmen dürfen, bspw. Kinder, die gerade erst dazu gestoßen 
sind, noch keine Mitgliedschaft haben und noch in das Pfadfinder*in-Sein 
hineinschnuppern.13 

(3) Programm: Rein vereinsrechtlich betrachtet, sollte das Programm relativ straff 
durchorganisiert sein und sollte es (von Pausen und bestimmter Freizeit 
abgesehen) keine überwiegenden Zeiten oder ganze Tage für private 
Erholungsinteressen lassen. Für die wesentlichen Teile des Programms (also 
Workshops, Gelände-/Planspiele, (inter)kulturelle Ausflüge, Wanderungen, 
pfadfinderische Methodik (bspw. Projektmethode), Morgen-/Abendrunden, 
Abendrunden, Gottesdienste, Lagerfeuerabende uvm.) sollte eine 
Teilnahmepflicht bestehen.  

b. Tätigkeiten mit Entgelt 

• Im Rahmen des Zweckbetriebs werden die Zwecke der Körperschaft gegen Entgelt, in 
der Regel die Teilnahmebeiträge, verwirklicht. 

c. Ertragssteuerfrei 

• Im Rahmen des Zweckbetriebs unterliegen die Einnahmen eines Vereins weder der 
Körperschafts- oder Gewerbesteuer noch dem Solidaritätsbeitrag. 

d. Umsatzsteuerfrei / ermäßigter Umsatzsteuersatz 

• Im Rahmen des Zweckbetriebs sind Umsätze grundsätzlich steuerbar, da Entgelt fließt. 

• In einigen Fällen sind die Umsätze jedoch steuerbefreit. Beispielsweise sind im Rahmen 
der Jugendhilfe die Durchführung von kulturellen und sportlichen Veranstaltungen für 
Jugendliche sowie die jugendfreizeitbezogene Beherbergung und Beköstigung von 
Jugendlichen und Mitarbeiter*innen der Jugendhilfe von der Umsatzsteuer befreit (§ 4 
Nr. 25 S. 3 Buchstabe a) und b)). Ansonsten ist der Steuersatz im Zweckbetrieb i. d. R. 
auf 7 % ermäßigt (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 a) UStG). 

 
13 Beachte: Prinzipiell sind alle Teilnehmer*innen einer DPSG-Veranstaltung versichert, auch Nicht-Mitglieder. 



 

Seite 22 von 40 

e. Verluste zulässig 

• Im Rahmen des Zweckbetriebs sind Verluste zulässig. Spenden, Zuschüsse und 
Mitgliedsbeiträge dürfen für den Zweckbetrieb verwendet werden. Grund ist, dass 
steuerbegünstigte Zwecke erfüllt werden. 

8. Verwendung von gemeinnützig gebundenem Vereinsvermögen 

a. Gemeinnützige satzungsgemäße Verwendung 

• Die Mittel dürfen nur für gemeinnützige satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 

b. Mittelweitergabe 

• Gemeinnützige Körperschaften können 

­ anderen gemeinnützigen Körperschaften oder juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts (Pfarrkirchenstiftungen, Diözesen, Städte, Kommunen) Mittel 
zuwenden oder 

­ von anderen gemeinnützigen Körperschaften oder juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts Geld erhalten (§ 58 Nr. 1 AO). 

• Gemeinnützige Körperschaften dürfen jedoch nicht Organisationen, die nicht 
gemeinnützig sind Mittel (z. B. Geld, kostenfreies Ausleihen eines PKWs, kostenfreie 
Überlassung eines Raums) zuwenden. 

• Wichtig: Ein gemeinnütziger Rechtsträger (e. V.) darf also einem Stamm, der nicht als 
gemeinnützig anerkannt ist, keine Mittel zuwenden! 

c. Keine unentgeltliche Weitergabe an Mitglieder oder andere Personen  

• Das Vereinsvermögen darf grundsätzlich nicht unentgeltlich (d. h. ohne Gegenleistung) 
an Mitglieder weitergegeben werden (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO). 

• Eine Ausnahme ist gegeben, wenn die Mittelweitergabe der Zweckverwirklichung dient, 
also z. B. bei einem Stammeslager die Leiter*innen/ Mitarbeiter*innen kostenfrei oder 
vergünstigt mitfahren dürfen. 

d. Fremdüblichkeit 

• Die Körperschaft darf keine Person durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigen. Das heißt, dass das Vereinsvermögen nicht eingesetzt werden darf, um 
Leistungen einzukaufen, die nicht fremdüblich (also marktüblich) sind. 

• Fremdüblich bedeutet, dass die Höhe der Vergütung angemessen sein muss. 

• Zur Absicherung der Fremdüblichkeit sollte sich der Verein Vergleichsangebote einholen 
bzw. Nachweise geben lassen. 

e. Geschenke 

• Grundsätzlich dürfen Mitglieder (wie bspw. ein Kind der Wölflingsmeute) und 
ehrenamtlich Tätige (wie bspw. Leiter*innen) von einem gemeinnützigen Verein keine 
Geschenke erhalten. 
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(1) Geschenke (Annehmlichkeiten) an Mitglieder 

­ Das grundsätzliche Verbot von Geschenken an Mitglieder durch einen 
gemeinnützigen Verein gilt nicht, soweit es sich um allgemein übliche und nach 
allgemeiner Verkehrsauffassung als angemessen anzusehende Annehmlichkeiten 
handelt.  

­ Voraussetzungen: 

▪ Keine Geldgeschenke 

▪ Nur einmal jährlich 

▪ Nur Sachgeschenke (z. B. Ausrüstung fürs Zeltlager, Warengutscheine, 
Verpflegung, Restaurantbesuche, …) 

▪ Bei persönlichen Ereignissen oder einem Vereinsanlass bis zu einem Wert 
von 60,- € pro Person (inklusive Umsatzsteuer) 

▪ Bei persönlichen Ereignissen bis zu einem Wert von 60,- € je Ereignis (z. B. 
Geburtstage, Hochzeiten, Jubiläen, bestandene Prüfungen, …) 

▪ Bei Vereinsanlässen – unabhängig der Anzahl der Anlässe – bis zu einem Wert 
von insgesamt 60,- € pro Jahr (z. B. Weihnachtsfeier, Vereinsfest, 
Vereinsausflug, …) 

(2) Geschenke (Annehmlichkeiten) an ehrenamtlich Tätige 

­ Grundsatz: Geschenke oder Dankeschön-Veranstaltungen für ehrenamtlich Tätige 
sind als sogenannter geldwerter Vorteil auf den Übungsleiter*innenfreibetrag 
(3.000,- € pro Kalenderjahr und Person) bzw. Ehrenamtsfreibetrag (840,- € pro 
Kalenderjahr und Person) anzurechnen, sofern eine Übungsleiter*innen- oder 
Ehrenamtspauschale ausbezahlt wird.14  

­ Ausnahme: Aufmerksamkeiten oder sogenannte Annehmlichkeiten sind zusätzlich 
bei persönlichen Ereignissen bis zu einem Wert von 60,- € pro Person und Ereignis 
(inklusive Umsatzsteuer) möglich. 

­ Unabhängig hiervon dürfen Annehmlichkeiten, die dem Arbeitsablauf dienen, 
gewährt werden (z. B. Getränke und Genussmittel). Auch dürfen im ganz 
überwiegenden betrieblichen Interesse an einer günstigen Gestaltung des 
Arbeitsablaufs Speisen bis zu 60,- € anlässlich und während eines 
außergewöhnlichen Arbeitseinsatzes überlassen werden (z. B. während einer 
Leiter*innenrunde, Gremiensitzung, einem Arbeitseinsatz im Stammesheim, …). 

9. Gebot der zeitnahen Mittelverwendung 

a. Mittelverwendung 

• Die Körperschaft muss ihre Mittel grundsätzlich zeitnah, d. h. spätestens in den auf den 
Zufluss folgenden zwei Kalender- oder Wirtschaftsjahren, für ihre satzungsmäßigen 
Zwecke verwenden (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO). Achtung: Eine Nichtbeachtung des Gebots 
der zeitnahen Mittelverwendung kann zur Aberkennung der Gemeinnützigkeit führen! 

• Beispiel: Erfolgt eine Geldspende zum 01.01. im Jahr 1, so muss die Geldspende bis zum 
31.12. im Jahr 3 grundsätzlich für die gemeinnützigen Zwecke verbraucht werden.  

 
14 In der Regel wird auf Stammesebene keine Übungsleiter*innen- oder Ehrenamtspauschale ausbezahlt. 
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b. Bagatellgrenze 

• Das Gebot der zeitnahen Mittelverwendung gilt jedoch nicht für Körperschaften mit 
jährlichen Einnahmen von weniger als 45.000,- €. Dazu zählen die Einnahmen des 
ideellen Bereichs sowie die Bruttoeinnahmen der Vermögensverwaltung des 
Zweckbetriebs und des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs (AEAO Nr. 
30 zu § 55). 

c. Rücklagenbildung 

• Steuerliche Rücklagen bilden eine zulässige Ausnahme von dem Gebot der zeitnahen 
Mittelverwendung. 

• Für jede Rücklagenbildung ist ein rechtlich wirksamer Beschluss des Vorstands des 
gemeinnützigen Vereins erforderlich. Rücklagen können durch Erstellung eines 
Rücklagenspiegels gem. § 62 AO (Rücklagenübersicht) abgebildet werden. Für eine 
solche Rücklagenübersicht gibt es keine gesetzlich vorgegebenen Muster oder 
Formvorschriften. Eine Tabelle in bspw. MS Word oder Excel ist ausreichend.   

• Zur Stärkung der Vermögenssubstanz ist es gemeinnützigen Einrichtungen generell zu 
empfehlen, im größtmöglichen Umfang, zulässige Rücklagen zu bilden. 

• Dabei gibt es folgende Möglichkeiten: 

­ Projektrücklagen zur Erfüllung der satzungsmäßigen Zwecke gem. § 62 Abs. 1 Nr. 1 
AO: 

▪ z. B. Planung eines stammesübergreifenden Zeltlagers für die nächsten 5 
Jahre, Herstellung eines Stammesheims, Anschaffung eines neuen 
Vereinsbusses etc. 

▪ Projektrücklagen dienen dazu, Projekte des ideellen Bereichs oder des 
Zweckbetriebs zu finanzieren, welche innerhalb der Frist von 2 Jahren nach 
Zufluss sonst nicht umsetzbar wären. 

▪ Grundsätzlich sind Rücklagen für Projekte für bis zu 6 Jahre steuerrechtlich 
zulässig. Längere Zeiträume müssen mit dem Finanzamt vor der 
Rücklagenbildung besprochen werden. 

▪ Die Projektrücklage ist der Höhe nach nur durch die verfügbaren Mittel 
begrenzt. 

­ Wiederbeschaffungsrücklagen für die beabsichtigte Wiederbeschaffung von 
Wirtschaftsgütern, die zur Verwirklichung der steuerbegünstigten, 
satzungsmäßigen Zwecke erforderlich sind gem. § 62 Abs. 1 Nr. 2 AO: 

▪ z. B. Wiederbeschaffung von Vereinsbussen, Zelten, Zeltlagermaterial etc. 

▪ Die Höhe der Rücklagen richtet sich nach den Anschaffungskosten der 
Wirtschaftsgüter. 

­ Freie Rücklagen gem. § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO dienen dazu, Finanzierungsrisiken 
abzudecken, d. h. das Ansparen für „schlechte Zeiten“: 

▪ Die freie Rücklagenbildung darf höchstens ein Drittel des Überschusses aus 
der Vermögensverwaltung betragen. 

▪ Darüber hinaus darf die freie Rücklagenbildung höchstens 10 % der sonstigen 
zeitnah zu verwendenden Mittel, dabei 10 % der Gewinne aus 
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Zweckbetrieben und steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
und 10 % der Brutto-Einnahmen aus dem ideellen Bereich betragen. 

▪ Gewinne aus dem Zweckbetrieb sind allerdings zunächst mit Verlusten aus 
anderen Zweckbetrieben zu saldieren. Darüber hinaus gehende Verluste sind 
nicht anzurechnen. Gleiches gilt für Gewinne und Verluste aus 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben. 

10. Mitgliedsbeiträge 

a. Echte und unechte Mitgliedsbeiträge 

• Es ist zwischen echten und unechten Mitgliedsbeiträgen (= verdecktes Entgelt) zu 
unterscheiden. 

• Nur echte Mitgliedsbeiträge sind dem ideellen Bereich zuzuordnen. Unechte 
Mitgliedsbeiträge sind i. d. R. Einnahmen des Zweckbetriebs oder des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs. Unechte Mitgliedsbeiträge sind dann auch 
grundsätzlich umsatzsteuerpflichtig.  

• Echte Mitgliedsbeiträge werden auf Grundlage der Satzung vom einzelnen Mitglied 
gerade wegen dessen Eigenschaft als Mitglied erhoben und sind nicht von einer 
konkreten Gegenleistung abhängig. 

• Sofern die Satzung es vorsieht, kann der Mitgliedsbeitrag auch in der Beitragsordnung 
geregelt werden. 

b. Mitgliedsbeiträge sind nicht steuerbar 

• Echte Mitgliedsbeiträge von Vereinen sind weder in der Körperschaftsteuer noch in der 
Umsatzsteuer steuerpflichtig. 

• Das heißt die Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen müssen insgesamt weder von einem 
gemeinnützigen e. V. oder Stamm noch von einem nicht-gemeinnützigen e. V. oder 
Stamm versteuert werden, 

c. Abgrenzung zu Entgelt 

• Ein echter Mitgliedsbeitrag liegt nicht vor, wenn eine sogenannte Sondernutzung 
vorliegt. 

• Dies ist der Fall, wenn der Mitgliedsbeitrag (auch teilweise) von einer konkreten 
Gegenleistung abhängig ist, also ein verdecktes Entgelt enthalten ist. 

• Beispiel: Wenn durch die Bezahlung des Mitgliedsbeitrags die kostenlose Teilnahme an 
einem Stammeslager erfolgt, während Personen, die keinen Mitgliedsbeitrag bezahlen, 
nicht kostenlos mitfahren könnten. Denn dann ist der „Mitgliedsbeitrag“ in Wahrheit 
auch die Bezahlung für das Stammeslager. 

• Verdecktes Entgelt kann außerdem gegeben sein, wenn als Gegenleistung für den 
Mitgliedsbeitrag ein Anspruch auf jährliche Fachbücher ohne weiteres Entgelt über den 
Mitgliedsbeitrag besteht. Dann ist der Mitgliedsbeitrag in einen „echten“ und einen 
„unechten“ Teil aufzuteilen. 
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d. Weitergabe der Mitgliedsbeiträge 

• Die Mitgliedsbeiträge dürfen an gemeinnützige Körperschaften wie den Bundesamt 
Sankt Georg e. V. weitergegeben werden. 

• Die Mitgliedsbeiträge oder andere Mittel dürfen ohne fremdübliche Gegenleistung nicht 
an die nichtgemeinnützigen Stämme weitergegeben werden. 

11. Zuwendungsbestätigungen 

a. Nur bei Gemeinnützigkeit 

• Zuwendungsbestätigungen dürfen nur von gemeinnützigen Körperschaften ausgestellt 
werden. 

b. Grundsatz: Geldspende 

• Grundsätzlich sind Spenden = Geldspenden. 

• Wir empfehlen Zuwendungsbestätigungen nur über „normale“ Geldspenden 
auszustellen. Grund dafür ist, dass bei anderen Arten von Spenden (Sachspenden und 
Aufwandsspenden als Spende eines Rechnungsbetrags) leicht Fehler gemacht werden 
können. 

• Für andere Spendenarten sollte grundsätzlich vorab die Abstimmung mit einer 
Steuerberatung erfolgen. 

c. Ausnahmefälle – immer in Abstimmung mit Steuerberater*innen 

(1) Sachspenden 

­ In Ausnahmefällen können Zuwendungsbestätigungen für Sachspenden ausgestellt 
werden. Hier ist zuvor eine Abstimmung mit einer Steuerberatung erforderlich, da 
eine sachkundige Beurteilung und Bewertung erforderlich ist. Sollte ein Stamm 
keine*n Steuerberater*in haben, ist von der Ausstellung von 
Zuwendungsbescheinigungen für Sachspenden abzuraten. 

­ Die Ausstellung von Zuwendungsbescheinigungen für Sachspenden an 
Privatpersonen von neuwertigen / originalverpackten Sachen mit Originalrechnung 
ist möglich (z. B. Zeltmaterial oder technische Geräte), sollte aber auch mit einer 
Steuerberatung abgesprochen werden. 

­ Risikofreier sind eine Geldspende und eine Zuwendungsbescheinigung über die 
Geldspende. 

­ Der Fall mit dem größten Haftungsrisiko ist die Ausstellung von 
Zuwendungsbestätigungen für Sachspenden an Unternehmer*innen. Hier erfolgen 
die meisten Fehler. Es darf nur der sogenannte „Buchwert“ zuzüglich Umsatzsteuer 
in die Sachspendenbescheinigung eingetragen werden. Buchwert ist der 
Steuerwert der jeweiligen Sache, wie er in der Bilanz eines Unternehmers 
ausgewiesen ist.  

­ Unabhängig davon ist eine Auslagenersatzerstattung gegen entsprechende 
Nachweise zulässig (z. B. Kauf von Lebensmitteln). 
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(2) Andere Gestaltungen wie Aufwandsspenden 

­ Eine Aufwandsspende liegt vor, wenn 

▪ der*die Steuerpflichtige Aufwendungen für die gemeinnützige Körperschaft 
tätigt, 

▪ ein Anspruch auf die Erstattung der Aufwendung durch Vertrag oder Satzung 
eingeräumt worden ist und 

▪ der*die Steuerpflichtige auf die Erstattung verzichtet. 

­ Der Anspruch muss ernsthaft – insbesondere nicht unter der Bedingung des 
Verzichts – eingegangen sein (§ 10 b Abs. 3 Satz 5, 6 EstG). 

­ Der Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen muss vor Beginn der zum Aufwand 
führenden Tätigkeit eingeräumt worden sein. 

­ Die Organisation muss in der Lage sein, den Anspruch zu begleichen. 

­ Der*Die Zuwendende muss nach Entstehung des Anspruchs auf ihn verzichten 
(möglichst nah nach Fälligkeit des Anspruchs). 

­ Die Organisation muss die Höhe des Anspruchs durch geeignete Unterlagen im 
Einzelnen belegen können. 

­ Bei der Aufwandsspende handelt es sich um eine Geldspende, da der Verzicht im 
Prinzip nur einen verkürzten Zahlungsweg darstellt. 

­ Die Ausstellung einer Zuwendungsbestätigung sollte aufgrund der zahlreichen 
Voraussetzungen und der strengen Lesart durch die Finanzverwaltung nur in 
Abstimmung mit einer Steuerberatung erfolgen. Grund hierfür ist, dass bei Fehlern 
die sogenannte Spendenhaftung ausgelöst wird. Hier haftet der Verein, der die 
Zuwendungsbescheinigung ausgestellt hat (§ 10 b Abs. 4 S. 2, S. 3EStG). Die Höhe 
der Haftung beträgt 30 % des zugewendeten Betrags. 

­ Für den Verzicht auf Fahrtkostenerstattung kann ein Fahrtkostenformular 
ausgefüllt werden. Wichtig ist auch hier:  

▪ Der Anspruch muss vor Beginn der zum Aufwand führenden Tätigkeit 
eingeräumt worden sein. Vorher muss also ein Vorstandsbeschluss, ein 
Vertrag oder eine Regelung in der Satzung vorhanden sein. 

▪ Der Verein muss in der Lage sein, den Anspruch zu begleichen, d. h. genug 
Geld hierfür haben. 

▪ Der*Die Zuwendende muss nach Entstehung des Anspruchs auf ihn 
verzichten (möglichst nah nach Fälligkeit des Anspruchs). 

▪ Die Organisation muss die Höhe des Anspruchs durch geeignete Unterlagen 
im Einzelnen belegen können. 

­ Beispiel 1: Eine Leiterin der Jungpfadfinderstufe möchte an der Bezirkskonferenz 
teilnehmen. Der Stammesvorstand beschließt, dass sie die Fahrtkosten in Höhe von 
30 Cent pro Kilometer erstattet bekommt. Die Leiterin fährt zur Bezirkskonferenz. 
Nach Rückkehr von der Bezirkskonferenz verzichtet die Leiterin auf die Erstattung 
der Fahrtkosten und bittet um Ausstellung der Zuwendungsbescheinigung über die 
Fahrtkosten in Höhe von 30 Cent pro Kilometer.  
Lösung: Die Zuwendungsbestätigung darf ausgestellt werden. 

­ Beispiel 2: Eine Leiterin der Pfadistufe fährt zur Bezirkskonferenz. Sie verzichtet auf 
die Erstattung der Fahrtkosten und bittet um Ausstellung der 
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Zuwendungsbescheinigung über Fahrtkosten in Höhe von 30 Cent pro Kilometer. 
Lösung: Die Zuwendungsbestätigung darf nicht ausgestellt werden, weil vor 
Teilnahme an der Konferenz weder ein Vorstandsbeschluss über die Erstattung in 
Höhe von 30 Cent pro Kilometer noch ein Vertrag noch eine Satzungsregelung 
vorlag. 

­ Dasselbe gilt beim Verzicht auf Honorare, wenn der Honorarvertrag bereits vor der 
Tätigkeit besteht. 

­ Ebenso muss bei Verzicht von Erstattung von Auslagen (z. B. gekauftes 
Bastelmaterial) der Anspruch vor der zum Aufwand führenden Tätigkeit (z. B. vor 
dem Einkaufen des Bastelmaterials) eingeräumt worden sein, z. B. durch Vertrag. 
Hier empfehlen wir, um Fehler und die Spendenhaftung zu vermeiden, das Geld 
auszubezahlen und anschließend als Geldspende zu spenden. 

d. Spendenhaftung 

(1) Aussteller*innenhaftung 

­ Haftende Ausstellerin ist die Körperschaft, nicht deren Organe. 

­ Der*Die Aussteller*in haftet für die entgangene Steuer, wenn er*sie vorsätzlich 
oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung ausstellt (sogenannte 
Aussteller*innenhaftung). 

­ Unrichtig ist die Zuwendungsbestätigung, wenn sie zwar nach dem amtlichen 
Muster erstellt wurde, aber unrichtige Angaben enthält. 

­ Natürliche Personen haften grundsätzlich nicht, da ihr Handeln der Körperschaft 
zugerechnet wird. Dies gilt auch beim gemeinnützigen nicht eingetragenen Verein. 

­ Eine Ausnahme ist gegeben, wenn das Handeln der natürlichen Person keiner 
Körperschaft zugerechnet werden kann, z. B. bei der Ausstellung von 
Zuwendungsbescheinigungen für eine nichtexistierende Körperschaft. Dies wäre 
bei dem (unwahrscheinlichen) Fall gegeben, wenn eine Person 
Zuwendungsbescheinigungen im Namen eines Stammes ausstellen würde, den es 
gar nicht gibt. 

(2) Veranlasser*innenhaftung 

­ Werden Zuwendungen nicht für die steuerbegünstigten Zwecke verwendet, löst 
das – wenn Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Veranlasser*innen vorliegt – die 
sogenannte Veranlasser*innenhaftung aus. 

­ Das ist insbesondere dann der Fall, wenn Spenden in den steuerlichen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb fließen oder, ohne dafür bestimmt zu sein, in die 
Vermögensverwaltung fließen. 

­ Vorrangig haftet die empfangende Organisation. 

­ Die handelnde natürliche Person selbst haftet nur, wenn der Steueranspruch noch 
nicht nach § 47 AO erloschen ist (z. B. durch Zahlung, Aufrechnung, Erlass, 
Verjährung) und Vollstreckungsmaßnahmen gegen die empfangende Organisation 
erfolglos geblieben sind. 

(3) Haftungsumfang 

­ Die*Der Haftende haftet für die entgangene Steuer. Diese ist mit 30 % des 
zugewendeten Betrags anzusetzen. 
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­ Werden Spenden aus einem Gewerbebetrieb geleistet, beträgt der 
gewerbesteuerliche Haftungsbetrag zusätzlich 15 % der Zuwendung. 

­ Im Fall der Bösgläubigkeit der Zuwender*innen entfällt die Haftung.  

▪ Dies ist bspw. der Fall, wenn die*der Zuwender*in 10,- € spendet und der 
Person, die die Zuwendungsbestätigung ausstellt, absichtlich erzählt, sie*er 
hätte 100,- € gespendet und sodann eine Zuwendungsbestätigung über 100,- 
€ erhält. 

▪ Dies ist auch der Fall, wenn der*dem Spender*in bekannt ist, dass die 
ausstellende Körperschaft nicht gemeinnützig ist. 

▪ Auch ist ein*e Spender*in bösgläubig, wenn ein Verein als 
Zuwendungsempfänger den*der Spender*in informiert hat, dass die 
Zuwendungsbestätigung falsch ausgestellt wurde und dies nicht verwendet 
werden darf. Hier sollte dringend ein Einschreiben übermittelt werden.  

e. Zwingende Verwendung des Musters der Finanzverwaltung 

• Die Zuwendungsbestätigung muss dem Muster des Schreibens des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 07. November 2013 entsprechen. 

• Zum Beispiel sind die Wortwahl und die Reihenfolge der vorgegebenen Textpassagen in 
den Mustern beizubehalten, Umformulierungen sind unzulässig. Auf der 
Zuwendungsbestätigung dürfen weder Danksagungen an die Zuwendenden noch 
Werbung für die Ziele der begünstigten Einrichtung angebracht werden. Entsprechende 
Texte sind jedoch auf der Rückseite zulässig. 

• Die Zuwendungsbestätigung darf die Größe einer DIN A4 Seite nicht überschreiten. 

• Die Verwendung eines Briefpapiers mit einem Logo, Emblem oder Wasserzeichen der 
Einrichtung ist zulässig. 

f. Fälle, in denen eine Zuwendungsbescheinigung über Mitgliedsbeiträge 
ausgestellt werden darf 

Eine Zuwendungsbestätigung über Mitgliedsbeiträge darf unter folgenden Voraussetzungen 
ausgestellt werden: 

• Es muss sich um „echte Mitgliedsbeiträge“ handeln, d. h. der Mitgliedsbeitrag (auch 
teilweise) darf nicht von einer konkreten Gegenleistung abhängig sein. 

• Es müssen die richtige Zwecke in der Satzung abgebildet sein:  

­ Die Satzungszwecke aller Satzungen der DPSG (einschließlich der Stammesebene) 
können so ausgelegt werden, dass die Zwecke der Förderung der Jugendhilfe 
und/oder der Förderung der Religion verwirklicht werden. Mitgliedsbeiträge an den 
gemeinnützigen Stamm sind dann von der Steuer absetzbar für jedes Mitglied. 

­ Nicht absetzbar sind die sogenannten „Freizeitzwecke“. Beispielsweise die 
Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die gemäß ihrer Satzung den Sport, die 
kulturellen Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, die 
Heimatpflege und Heimatkunde fördern (§ 10 b Abs. 1 S. 8 EStG). 

  

https://esth.bundesfinanzministerium.de/esth/2016/C-Anhaenge/Anhang-37/I/anhang-37-I.html
https://esth.bundesfinanzministerium.de/esth/2016/C-Anhaenge/Anhang-37/I/anhang-37-I.html
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C. Finanzen bei Gemeinnützigkeit bzw. als e. V. 
Für den*die Kassenwart*in / die Geschäftsführung des Vereins sind folgende Punkte von Bedeutung: 

1. Abgabepflichten 

a. Alle drei Jahre bei Gemeinnützigkeit samt Tätigkeitsbericht 

• Bei gemeinnützigen Körperschaften ist alle drei Jahre eine 
Körperschaftssteuererklärung samt Anlage "Gem" (Gemeinnützigkeit) abzugeben, wenn 
nicht die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer aus wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben 45.000,- € übersteigen (sog. Nichtaufgriffsgrenze des § 64 Abs. 3 
AO). 

• Eine jährliche Körperschaftssteuererklärung ist abzugeben, wenn die Einnahmen 
einschließlich Umsatzsteuer aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 45.000,- € 
übersteigen oder wenn die Körperschaft nicht gemeinnützig ist. 

b. Einnahmen-/ Ausgabenrechnung und Vermögensaufstellung 

• Eine Bilanz muss nicht erstellt werden. 

• Es ist für steuerliche Zwecke ausreichend, eine Einnahmen-/Ausgabenrechnung zu 
erstellen und zusätzlich eine vereinsrechtlich vorgegebene Vermögensaufstellung zu 
machen. Die Vermögensaufstellung muss nicht ohne Aufforderung an das Finanzamt 
übermittelt werden. 

• Eine Vermögensaufstellung ist eine Liste über die Wirtschaftsgüter, die der Verein 
besitzt. 

c. Tätigkeitsbericht 

• Es muss ein jährlicher Tätigkeitsbericht für das Finanzamt (nicht zu verwechseln mit dem 
Vorstandsbericht des Rechtsträgers (e. V.) oder dem Bericht des Stammesvorstands/ der 
Stammesleitung) erstellt werden. 

• Wir empfehlen, den Bericht knapp zu halten und nicht den Vereinsbericht zu 
verwenden. Vorzugsweise sollten nur die Veranstaltungsnamen samt Kurzbeschreibung 
genannt werden. 

• In der Praxis ist dies meist eine DIN A 4 Seite mit Spiegelstrichen. 

• Grund für die Notwendigkeit des Tätigkeitsberichts ist die Überprüfung der 
tatsächlichen Geschäftsführung durch das Finanzamt (§ 63 AO). 

d. Rücklagenbildung 

• Für jede Rücklagenbildung ist ein rechtlich wirksamer Beschluss des Vorstands 
erforderlich. Rücklagen können durch Erstellung eines Rücklagenspiegels gem. § 62 AO 
gebildet werden. Den Beschluss zur Genehmigung der Rücklagenbildung sollte die 
Mitgliederversammlung zusammen mit der Genehmigung der Einnahme-
Überschussrechnung vornehmen. 

• Für weitere Informationen siehe Kapitel B.9.c 
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2. Umsatzsteuer 

a. Umsatzsteuererklärung 

• Die Umsatzsteuererklärung ist jährlich abzugeben, wenn umsatzsteuerrelevante 
Tätigkeiten vorlagen. 

• Kleinunternehmer*innen müssen nur dann eine Umsatzsteuererklärung abgeben, wenn 
sie vom Finanzamt zur Abgabe einer Umsatzsteuererklärung aufgefordert werden. Es 
gibt keine gesetzliche Regelung, die Kleinunternehmer*innen generell von der Abgabe 
einer Umsatzsteuer-Jahreserklärung befreit.15 

­ Kleinunternehmer*innen sind im Inland ansässige Unternehmer*innen, deren 
Gesamtumsatz im Vorjahr die Grenze von 22.000,- € nicht überstiegen hat und 
deren Gesamtumsatz im laufenden Kalenderjahr 50.000,- € voraussichtlich nicht 
übersteigen wird. Bei ihnen wird keine Umsatzsteuer erhoben. 

­ Kleinunternehmer*innen können aber auf die Inanspruchnahme dieser 
Freibetragsregelung verzichten und sich der Regelbesteuerung unterwerfen (§ 19 
Abs. 2 UStG). Dies ist stets dann vorteilhaft, wenn sie die geschuldete Umsatzsteuer 
ohne Probleme „weitergeben“ können, da dann ihr Leistungsentgelt nicht 
geschmälert wird und sie andererseits die bezahlte Umsatzsteuer vom Finanzamt 
erstattet erhalten. 

• Wir gehen davon aus, dass es sich bei der DPSG sowie sämtlichen ihrer 
Untergliederungen um freie Träger der Jugendhilfe handelt. Leistungen der Jugendhilfe 
nach § 2 Abs. 2 SGB XIII (wie bspw. die Jugendarbeit) sind gem. § 4 Nr. 25 UStG 
umsatzsteuerfrei. Unter die Befreiung nach § 4 Nr. 25 UStG fallen z. B. Lehrgänge, 
Jugendfreizeiten, Zeltlager, Fahrten, Treffen, uvm.16 Angebote der Jugendarbeit (§ 11 
SGB VIII, Leistung der Jugendhilfe gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII) gem. § 11 Abs. 4 SGB 
VIII können in angemessenem Umfang Personen einbeziehen, die das 27. Lebensjahr 
vollendet haben.17 Damit sind Teilnehmende gemeint, nicht haupt- und ehrenamtlich 
Aktive. Weitere Tätigkeiten (z. B. Vereinsfeste, Weihnachtsmärkte, Gemeindefeste 
usw.) können zu umsatzsteuerpflichtigen Umsätzen führen. 

b. Umsatzsteuervoranmeldung 

• Die nächsten Ausführungen gelten, wenn die Kleinunternehmer*innenregelung nicht 
gilt oder ein Verzicht erfolgt.  

• Die Umsatzsteuervoranmeldung ist grundsätzlich jedes Quartal abzugeben (§ 18 Abs. 2 
Satz 1 UStG). 

• Die Umsatzsteuervoranmeldung ist monatlich abzugeben, wenn die Steuer für das 
Vorjahr mehr als 7.500,- € betragen hat (§ 18 Abs. 2 Satz 2 UStG). Die 
Umsatzsteuervoranmeldung ist auch monatlich abzugeben, wenn ein Verein neu 
gegründet wird und im Jahr der Gründung umsatzsteuerpflichtige Tätigkeiten ausübt (§ 
18 Abs. 2 Satz 4 UStG). 

• Beträgt die Steuer für das Vorjahr nicht mehr als 1.000,- €, kann das Finanzamt den*die 
Unternehmer*in von der Verpflichtung zur Abgabe der Voranmeldung und zur 
Entrichtung der Vorauszahlungen befreien (§ 18 Abs. 2 Satz 3 UStG). 

 
15 Siehe hier 
16 Seihe hier  
17 Siehe hier 

https://www.haufe.de/finance/buchfuehrung-kontierung/kleinunternehmer-wann-ist-eine-ust-erklaerung-%20abzugeben_186_396414.html
https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fkomm%2FWallenhorstHalaczinsky_7%2Fcont%2FWallenhorstHalaczinsky%25%202EglKapL%2EglII%2Egl1%2Eglo%2Ehtm
https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fkomm%2FWallenhorstHalaczinsky_7%2Fcont%2FWallenhorstHalaczinsky%25%202EglKapL%2EglII%2Egl1%2Eglo%2Ehtm
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3. Bankkonto 

a. Keine Treuhandkonten bzw. Konten bei Privatpersonen 

• Wir empfehlen, Konten auf den Stamm als nicht eingetragenen Verein oder den e. V. 
laufen zu lassen. 

• Von (Treuhand-)Konten bei Privatpersonen für den Stamm als nicht eingetragenen 
Verein raten wir ab. 

b. NV-Bescheinigung 

• Gemeinnützige Vereine können sich vom zuständigen Finanzamt eine sogenannte NV-
Bescheinigung („Nichtveranlagungsbescheinigung“) ausstellen lassen. 

• In diesem Dokument (NV-Bescheinigung) wird bescheinigt, dass für den Verein 
voraussichtlich keine Kapitalertragssteuer entstehen wird. Dadurch wird die 
Kapitalertragssteuer vermieden. 

• Alternativ kann auch der aktuell gültige Freistellungsbescheid zur Vorlage bei einem 
Kreditinstitut verwendet werden, sodass keine Kapitalertragssteuer einbehalten wird.  

4. Geschenke an Mitglieder / Ehrenamtliche 

Siehe unter Kapitel B.8.e 

5. Zahlungen an Mitglieder 

a. Rechnungen für Auslagen und Dienstleistungen 

• Auslagen (z. B. Spritkosten oder Kosten für Bahntickets) können nur gegen Vorlage der 
Rechnung erstattet werden. Bei Handybahntickets sollte ein Screenshot des Tickets 
sowie der Nachweis der Abbuchung auf dem Konto abgegeben werden.  

• Zudem empfehlen wir, Dienstleistungen (z. B. Erstellung einer Homepage) nur dann zu 
erstatten, wenn eine Rechnung in fremdüblicher Höhe vorgelegt wurde. Fremdüblich 
bedeutet, dass die Höhe der Vergütung angemessen sein muss. Zudem sollten vor 
Vornahme der Dienstleistung Vergleichsangebote eingeholt werden. 

b. Aufwandsspenden oder Sachspenden 

• Von der Ausstellung von Zuwendungsbescheinigungen über Aufwandsspenden oder 
Sachspenden raten wir ab und sollten, wenn überhaupt, nur nach Rücksprache mit einer 
Steuerberatung erfolgen. 

• Näheres hierzu siehe unter Kapitel B.11 
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D. Fallbeispiele: Aufkommende Fragen bei Gemeinnützigkeit 

1. Zeltlager 

a. Zweckbetrieb 

• Bei einem Zeltlager ist darauf zu achten, dass es, wenn möglich, zu der Sphäre des 
Zweckbetriebs (und nicht zum steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb) 
zugeordnet wird. Es empfiehlt sich ganz grundsätzlich, diese Tätigkeiten in der Satzung 
als Zweckbetrieb im Sinne von § 65 AO aufzunehmen und von dem zuständigen 
Finanzamt freigeben zu lassen.18 

• Wenn das Zeltlager dem Zweckbetrieb zugeordnet wird, ist ein Verlust durch das 
Zeltlager nicht schädlich für die Gemeinnützigkeit und darf mit Spenden oder 
Mitgliedsbeiträgen ausgeglichen werden. 

• Ein Beispiel für einen Zweckbetrieb bei einem Stamm ist ein Zeltlager dann, wenn es 
dem Zweck der Körperschaft (z. B. Unterstützung junger Menschen bei deren 
Persönlichkeitsentwicklung oder Vermittlung christlicher Werte und 
Lebensorientierung19) dient.20 

­ Damit ein Zeltlager dem Zweckbetrieb zugeordnet werden kann, sollten 
Bewerbung und Ankündigung des Zeltlagers dies entsprechend darstellen. Das gilt 
für Pressemitteilungen oder den Internetauftritt. Entsprechende Unterlagen 
sollten für die Finanzverwaltung aufbewahrt werden. 

­ Nehmen Teilnehmer*innen ab 18 Jahren an dem Zeltlager teil, ohne Betreuerin zu 
sein (also Leiter*in), liegt bezüglich diesem grundsätzlich ein steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor. 

­ Ein Zweckbetrieb kann auch für Teilnehmer*innen ab 18 Jahren angenommen 
werden, wenn das Zeltlager dem Zweck der Körperschaft (z. B. interkultureller und 
internationaler Begegnungen) dient. Achtung: Umfasst die Reise auch private, 
freizeitbezogene Programmpunkte, sollten diese nach Möglichkeit vom 
zweckbezogenen Programm getrennt gebucht und abgerechnet werden (anteilige 
Freizeitfahrt). Der nicht zweckbezogene Teil der Reise muss dem steuerpflichtigen 
Bereich zugeordnet werden. Wenn sich die Inhalte und der Ablauf insgesamt nicht 
von einer allgemein touristisch geprägten Reise unterscheiden, sind die Kosten 
nicht im begünstigten Zweckbetrieb angefallen. 

­ Es sollte bei der Gestaltung des Programms auf folgende Punkte geachtet werden: 

(1) Inhalt: Das Zeltlager muss auf die in Ziffer 2 in allen Satzungen der DPSG 
formulierten Vereinszwecke zugeschnitten sein. 

 
18 Da von der Finanzverwaltung die Satzungen der DPSG einschließlich Stammesebene akzeptiert wurden, ist dies 
voraussichtlich nicht mehr notwendig. 
19 Siehe Ziffer 2 in allen Satzungen der DPSG. 
20 Hinweis: Es handelt sich hierbei um aus vereinsrechtlicher Theorie zu beachtende Punkte. Diese passen aus 
unserer Sicht nicht in Gänze zu dem, was wir in der Praxis erleben. Die folgend genannten Punkte treffen aus 
unserer Sicht nur bedingt auf uns als Erziehungsverband zu, da auch junge Erwachsene bis zur Vollendung des 
21. Lebensjahres zu unserer Zielgruppe zählen. Unsere Erfahrung ist: Bisher wurde die Zweckverwirklichung nicht 
wegen des Fehlens einer expliziten Teilnahmepflicht oder des Alters der Rover*innen in Frage gestellt / 
beanstandet. Ähnliches gilt für bspw. Rover*innenveranstaltungen mit viel Eigenverantwortungscharakter und 
freieren Gestaltungselementen. Nichtsdestotrotz sollten die hier benannten Punkte beachtet werden. 
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(2) Teilnehmer*innenkreis: Ein Zeltlager darf auch nur DPSG-Mitgliedern 
angeboten werden. Die Möglichkeit, Mitglied zu werden und dann an weiteren 
Veranstaltungen des Stammes teilzunehmen, sollte jedoch allen Personen 
unter 18 Jahren grundsätzlich offenstehen (Förderung der Allgemeinheit). Dies 
erfüllt die DPSG, zudem prinzipiell auch Nichtmitglieder an Veranstaltungen 
der DPSG teilnehmen dürfen, bspw. Kinder, die gerade erst dazu gestoßen 
sind, noch keine Mitgliedschaft haben und noch in das Pfadfinder*in-Sein 
hineinschnuppern.21 

(3) Programm: Rein vereinsrechtlich betrachtet, sollte das Programm relativ straff 
durchorganisiert sein und sollte es (von Pausen und bestimmter Freizeit 
abgesehen) keine überwiegenden Zeiten oder ganze Tage für private 
Erholungsinteressen lassen. Für die wesentlichen Teile des Programms (also 
Workshops, Gelände-/Planspiele, (inter)kulturelle Ausflüge, Wanderungen, 
pfadfinderische Methodik (bspw. Projektmethode), Morgen-/Abendrunden, 
Abendrunden, Gottesdienste, Lagerfeuerabende uvm.) sollte eine 
Teilnahmepflicht bestehen.  

b. Körperschaftssteuer 

• Es erfolgt keine Besteuerung mit Körperschaftsteuer im Zweckbetrieb. Sollte das 
Zeltlager dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zuzuordnen sein und 
wird die Freigrenze für Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer von 45.000,- € 
überschritten (§ 64 Abs. 3 AO), tritt eine Steuerpflicht ein. 

 

c. Umsatzsteuer 

• Zur Umsatzsteuer vgl. unter B.2.a.(2). 

• Bezüglich etwaiger Umsatzsteuerpflicht ist danach zu unterscheiden, ob der Verein als 
„Reisevermittlung“ oder „Reisedienstleistung“ auftritt. 

­ „Reisedienstleistung“: Eigener Umsatz durch den Verein. Bitte mit einer 
Steuerberatung klären. 

­ „Reisevermittlung“: Nur Abstimmung der Reise und Bereitstellung des Kontakts 
zum*zur Reiseveranstalter*in für die Mitglieder zur Buchung der Reise = kein 
Umsatz und keine Pflicht zur Umsatzsteuerabführung, wenn nur die unentgeltliche 
Kontaktvermittlung umfasst ist. (Empfehlung!) 

2. Vereinsfest 

Für Stände auf Ostermärkten, Pfarrfesten, Weihnachtsmärkten etc. sowie für eigene Feste, an 
denen durch Getränke- und Essensverkauf Einnahmen und Ausgaben akquiriert werden, gilt 
folgendes: 

a. Umsatzsteuer 

• Bei Geldspenden handelt es sich nicht um Leistungsaustausch, daher keine 
Umsatzbesteuerung. 

• Um die Umsatzsteuerpflicht zu vermeiden, sollte es sich um echte Spenden handeln. 

 
21 Beachte: Prinzipiell sind alle Teilnehmer*innen einer DPSG-Veranstaltung versichert, auch Nicht-Mitglieder. 
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•  Beispiel 1: Kuchen für Spender*innen: 

­ Um echte Spenden handelt es sich, wenn eine Spendenbox örtlich getrennt von 
dem Kuchen mit dem Hinweis „Kuchen für Sommerlager“ aufgestellt wird. Die 
Vergabe von Kuchen kann dann als Spendenwerbung gesehen werden. 

­ Keine Spende liegt vor, wenn es eine Gegenleistung gibt. Dies ist der Fall, wenn 
Getränke und Speisen eindeutig gegen Entgelt angeboten werden, z. B. wenn 
Kuchen 2,- € pro Stück kostet und dies eine „Spende“ darstellen soll. Dies ist gerade 
keine Spende, sondern eine Bezahlung des Stammes für das Kuchenstück! 

• Beispiel 2: Einlass zum Vereinsfest: 

­ Ein Spendenkorb mit der Vorgabe der Spendenhöhe (z. B. Eintritt für Erwachsene 
10,- €, für Kinder 5,- €) am Einlass zum Fest stellt keine Spende dar, da es eine 
Gegenleistung (Eintritt zum Fest gegen Entgelt) gibt. 

­ Ebenso liegt keine Spende vor, wenn beim Einlass um eine Spende für das 
Vereinsfest gebeten wird und ansonsten der Einlass verweigert wird, da die 
„Spende“ in diesem Fall wie ein Eintrittsgeld wirkt. 

­ Eine echte Spende liegt hingegen eindeutig vor, wenn der Zweck der Spende nicht 
mit dem Vereinsfest verbunden ist, also z. B. eine Spende für ein Zeltlager oder eine 
gemeinnützige Partner*innenorganisation vorliegt. 

b. Körperschaftssteuer 

Wir empfehlen, Feste und Feierlichkeiten durch eine gemeinnützige Körperschaft (e. V. oder 
als gemeinnützig anerkannter Stamm) ausrichten zu lassen. Grund: 

• Bei einer gemeinnützigen Körperschaft sind die Einnahmen (Geldspenden) dem ideellen 
Bereich zuzuordnen. Das bedeutet, dass keine Körperschaftssteuer anfällt. 

• Überschüsse aus dem echten Umsatz der angebotenen Getränke und Speisen sind dem 
Gewinn aus wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb zuzurechnen. Wird die Freigrenze für 
Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer von 45.000,- € überschritten (§ 64 Abs. 3 AO), 
tritt eine Besteuerung ein. 

• Bei einer nicht gemeinnützigen Körperschaft fällt in jedem Fall Körperschaftsteuer an. 
Auch die „unechten Spenden für Kuchen und vergleichbare Vorgänge“ fallen dann unter 
die Bemessungsgrundlage, sofern nicht eine andere gemeinnützige Körperschaft den 
Spendenkorb aufgestellt hat. 

3. Materialverleih 

Bei dem Verleih (kostenlose Gewährung des Gebrauchs) bzw. Miete (kostenpflichtige Gewährung 
des Gebrauchs) ist zu unterscheiden, wer an wen verleiht: 

a. Gemeinnützige Körperschaft an gemeinnützige Körperschaft 

• Ein kostenloser Verleih ist erlaubt. 

• Ebenso ist eine Vermietung erlaubt. 

b. Gemeinnützige Körperschaft an nicht-gemeinnützige Körperschaft 

• Ein kostenloser Verleih ist nicht erlaubt. Siehe auch unter Kapitel A.5.d wechselseitige 
Leistungsbeziehungen. 
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• Nur die Vermietung gegen fremdübliches Entgelt ist erlaubt. Fremdüblich bedeutet 
angemessen. 

c. Nicht-gemeinnützige Körperschaft an gemeinnützige Körperschaft 

• Ein kostenloser Verleih ist erlaubt. 

• Die nicht-gemeinnützige Körperschaft kann den Verleih unter den strengen 
Voraussetzungen der Aufwandsspende (nur in Abstimmung mit Steuerberatung oder 
Rechtsberatung; vgl. Kapitel B.11.d) geltend machen. Alternativ kommt der Abschluss 
von Sponsoring-Verträgen (nur in Abstimmung mit Steuerberatung oder 
Rechtsberatung) in Betracht. Sofern ein Vorsteuerabzug geltend gemacht wurde, sind 
die steuerlichen Folgen mit einer Steuerberatung abzustimmen. 

• Vermietung ist erlaubt. 

4. Stammesveranstaltung zugunsten Dritter 

Bei Stammesveranstaltungen zugunsten Dritter (also anderen gemeinnützigen oder nicht-
gemeinnützigen Körperschaften) kommt es darauf an, zugunsten welcher Körperschaft die 
Veranstaltung stattfindet: 

• Wenn eine gemeinnützige Körperschaft unterstützt wird, stellt die Unterstützung eine 
Mittelweitergabe (gem. § 58 Nr. 1 AO) dar (vgl. Kapitel B.2.d). Dies ist zulässig. 

• Wenn die Veranstaltung zugunsten einer nicht-gemeinnützigen Körperschaft 
veranstaltet wird, gehört dies zum steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. 
Dann muss ein Gewinn erzielt werden. Dieser muss bei dem gemeinnützigen Träger 
bleiben und darf nicht an den nicht-gemeinnützigen Träger ausgekehrt werden. 
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E. Meine Tätigkeit als Vorstand 

1. Haftung des Vorstands beim eingetragenen und nicht 
eingetragenen Verein 

Bei der Haftung des Vorstands ist zwischen der Haftung für Verträge und der Haftung aus 
unerlaubter Handlung (z. B. Unterlassung von Verkehrssicherungspflicht oder Aufsichtspflicht) zu 
unterscheiden. 

a. Haftung für Verträge 

• Eingetragener Verein (e. V.): 

­ Aus der Stellung des Vorstands als notwendiges Organ des Vereins ergibt sich, dass 
der Verein für alle rechtsgeschäftlichen und tatsächlichen Handlungen des 
Vorstands, die aus irgendeinem Rechtsgrund zum Schadensersatz verpflichten, 
haftet (§ 31 BGB; Grundsatz der Organhaftung). 

­ Es haftet also der Verein als Ganzes mit dem Vereinsvermögen und nicht die 
einzelnen Mitglieder mit ihrem Privatvermögen. 

­ Der Verein kann jedoch den Vorstand in Regress nehmen. 

• Nicht eingetragener Verein: 

­ Es haften zwar grundsätzlich die Mitglieder nicht mit ihrem Privatvermögen.22  
Jedoch haftet privat, wer für den Verein Rechtsgeschäfte abschließt, also 
insbesondere der Vorstand (sog. Handelndenhaftung gem. § 54 S. 2 BGB). Ein 
Beispiel für den Abschluss eines Rechtsgeschäfts ist der Abschluss eines 
Mietvertrags oder eines Kaufvertrags für den Stamm. 

­ Sowohl bei dem eingetragenen als auch beim nicht eingetragenen Verein gilt für 
ehrenamtlich tätige Organmitglieder, z. B. Vorstände (§ 31 a Abs. 2 BGB) und 
Vereinsmitglieder (§ 31 b Abs. 2 BGB), eine Haftungserleichterung. Sie haften nur 
bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

▪ Vorsatz bedeutet, dass eine Person etwas wissentlich oder willentlich macht 
(z. B. schließt ein Vorstandsmitglied absichtlich einen stark überteuerten 
Kaufvertrag über einen Vereinsbus ab, um einem Angehörigen einen Vorteil 
zu verschaffen). 

▪ Grobe Fahrlässigkeit beutet, dass die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in 
besonders schwerem Maße verletzt wurde und nicht beachtet wurde, was 
im gegebenen Fall einleuchten musste (§ 276 Abs. 2 BGB). Ein Beispiel hierfür 
ist der Abschluss eines stark überteuerten Kaufvertrags über einen 
Vereinsbus, weil sich ein Vorstandsmitglied pflichtwidrig nicht über den 
Marktpreis informiert hat, es aber hätte einleuchten müssen, dass der 
Kaufpreis wesentlich zu teuer ist. 

b. Haftung aus unerlaubter Handlung 

• Ansprüche aus unerlaubter Handlung sind bspw. Ansprüche aufgrund Unterlassens, 
wenn der Verein eine Rechtspflicht zum Handeln hat (z. B. eine Aufsichtspflicht oder 
Verkehrssicherungspflicht). 

 
22 Siehe auch beck-online.beck.de/6 

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fkomm%2FBeckOKBGB_66%2FBGB%2Fcont%2FBECKOKBGB%2eBGB%2eP54%2eglIV%2egl2%2eglA%2ehtm
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• Bei unerlaubter Handlung macht sich grundsätzlich der Verein (unabhängig von der 
Eintragung) schadensersatzpflichtig. 

• Daneben haften zusätzlich die Schädiger*innen (also der*diejenige, die*der den 
Schaden verursacht hat oder dem*der ein pflichtwidriges Unterlassen vorgeworfen 
werden kann). 

• Sowohl bei dem eingetragenen als auch beim nicht eingetragenen Verein gilt für 
ehrenamtlich tätige Organmitglieder, z. B. Vorstände (§ 31 a Abs. 2 BGB) und 
Vereinsmitglieder (§ 31 b Abs. 2 BGB), eine Haftungserleichterung. Sie können von dem 
Verein Befreiung von der Verbindlichkeit verlangen. Das bedeutet, dass der Verein für 
den*die Schädiger*in die Bezahlung an die*den Geschädigte*n übernehmen muss oder, 
falls der*die Schädiger*in die Bezahlung an den*die Geschädigte bereits übernommen 
hat, der Verein die Bezahlung erstatten muss (§ 257 BGB). 

­ Vorsatz bedeutet, dass eine Person etwas wissentlich oder willentlich macht (z. B. 
schließt ein Vorstandsmitglied absichtlich einen stark überteuerten Kaufvertrag 
über einen Vereinsbus ab, um einem Angehörigen einen Vorteil zu verschaffen). 

­ Grobe Fahrlässigkeit beutet, dass die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in besonders 
schwerem Maße verletzt wurde und nicht beachtet wurde, was im gegebenen Fall 
einleuchten musste (§ 276 Abs. 2 BGB). Ein Beispiel hierfür ist der Abschluss eines 
stark überteuerten Kaufvertrags über einen Vereinsbus, weil sich ein 
Vorstandsmitglied pflichtwidrig nicht über den Marktpreis informiert hat, es aber 
hätte einleuchten müssen, dass der Kaufpreis wesentlich zu teuer ist. 

• Beispiel 1: Personenschäden auf einem Zeltlager 

­ Der Verein haftet grundsätzlich für Personenschäden auf einem Zeltlager (§§ 823 
Abs. 1, 31 BGB, §§ 832 Abs. 2, 31 BGB) 

­ Der*Die Schädiger*in, der*die ehrenamtlich tätig ist, haftet nur bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit. 

▪ Vorsatz: Die Leiterin und Stammesvorsitzende Tina ist wütend und schubst 
deshalb das Gruppenkind Björn. Björn fällt unglücklich und schlägt sich dabei 
einen Zahn aus. Ergebnis: Tina haftet. 

▪ Grobe Fahrlässigkeit: Die Leiterin und Stammesvorsitzende Tina leitet eine 
Jungpfadfinder*innengruppe (ab 9 Jahren). Tina lässt die Gruppe für zwei 
Stunden alleine, um in Ruhe telefonieren zu können 
(Aufsichtspflichtverletzung). Währenddessen streiten die Gruppenkinder 
Marie und Björn, wobei Björn Marie schubst. Marie schlägt sich dabei einen 
Zahn aus. Ergebnis: Tina haftet. 

▪ Einfache Fahrlässigkeit: Die Leiterin Tina leitet eine Bibergruppe (ab 4 Jahren) 
und spielt mit ihnen ein wildes Spiel, wobei Tina für wenige Minuten 
abgelenkt ist und nicht auf die Kinder achtet. Dabei schlägt sich Jona einen 
Zahn aus. Ergebnis: Tina haftet, hat aber einen Anspruch auf Befreiung von 
der Verbindlichkeit gegenüber dem Verein. Das bedeutet, dass der Verein für 
den*die Schädiger*in die Bezahlung an den*die Geschädigte*n übernehmen 
muss oder, falls der*die Schädiger*in die Bezahlung an den*die 
Geschädigte*n bereits übernommen hat, der Verein die Bezahlung erstatten 
muss (§ 257 BGB). 

• Beispiel 2: Sachschäden durch Kinder an Sachen anderer / Sachen des Stammes bei 
Verletzung der Aufsichtspflicht 
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­ Der Verein haftet grundsätzlich für Sachschäden auf einem Zeltlager, die aufgrund 
Aufsichtspflichtverletzung entstehen (§§ 832 Abs. 2, 31 BGB) 

­ Die Person, die die Aufsichtspflicht verletzt und die ehrenamtlich tätig ist, haftet 
nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

▪ Grobe Fahrlässigkeit: Der Leiter und Stammesvorsitzende Steffen betreut 
eine Bibergruppe (ab 4 Jahren). Er lässt die Gruppe für 10 Minuten am 
brennenden Lagerfeuer alleine, um in Ruhe telefonieren zu können 
(Aufsichtspflichtverletzung). Währenddessen hält die 4-Jährige Marie einen 
Stock in das Lagerfeuer, der Feuer fängt und lässt diesen auf die am Boden 
liegende Jacken des 4-Jähigen Jannis und der Mitleiterin Anja Feuer und 
werden zerstört. Ergebnis: Steffen haftet. 

▪ Grobe Fahrlässigkeit: Der Leiter Tim lässt seinen Pfaditrupp (ab 12 Jahren), 
der schon im Vorfeld durch sachbeschädigendes Verhalten aufgefallen ist 
und sich in einem ausgelassenen Zustand befindet, in einer Jugendherberge 
abends für 6 Stunden alleine, um Besorgungen zu machen. Währenddessen 
beschädigen drei 13-Jährige Teilnehmer*innen mutwillig die Betten der 
Jugendherberge. Ergebnis: Tim haftet. 

▪ Einfache Fahrlässigkeit: Die Leiterin Tina leitet einen 
Jungpfadfinder*innentrupp (ab 9 Jahren). Sie lässt die Gruppe alleine grillen, 
ohne vorher auf die Gefahren von offenem Feuer hinzuweisen.23 Die 
zehnjährige Zeynep hält einen Stock in den Grill, der Feuer fängt, und lässt 
diesen auf die am Boden liegenden Jacken der Gruppenmitglieder fallen. Die 
Jacken fangen Feuer und werden zerstört. Ergebnis: Tina haftet, hat aber 
einen Anspruch auf Befreiung von der Verbindlichkeit gegenüber dem 
Verein. Das bedeutet, dass der Verein für den*die Schädiger*in die 
Bezahlung an den*die Geschädigte*n übernehmen muss oder, falls die*der 
Schädiger*in die Bezahlung an den*die Geschädigte*n bereits übernommen 
hat, der Verein die Bezahlung erstatten muss (§ 257 BGB). 

2. Spendenhaftung  

Es ist darauf zu achten, dass nur eine anerkannt gemeinnützige Körperschaft (also z. B. der 
gemeinnützige Stamm oder der gemeinnützige e. V.) steuerlich anerkennungsfähige 
Zuwendungsbescheinigungen ausstellen darf. 

a. Aussteller*innenhaftung: 

• Der*Die Aussteller*in haftet für die entgangene Steuer, wenn er*sie vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung ausstellt (sogenannte 
Aussteller*innenhaftung). 

• Der*Die Aussteller*in ist regelmäßig allein die Körperschaft, die in der 
Zuwendungsbestätigung als Aussteller*in benannt wird (also z. B. der gemeinnützige 
Stamm oder der gemeinnützige e. V., je nachdem, wer in der Zuwendungsbestätigung 
als Aussteller*in benannt ist).  

• Unrichtig ist die Zuwendungsbestätigung, wenn sie zwar nach dem amtlichen Muster 
erstellt wurde, aber unrichtige Angaben enthält. 

• Haftende Aussteller*innen sind Körperschaften, nicht deren Organe. 

 
23 Vgl. BGH NJW 1976, siehe auch beck-online.beck.de/7  

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fkomm%2FBeckOKBGB_67%2FBGB%2Fcont%2FBECKOKBGB%2eBGB%2eP832%2eglII%2egl4%2eglC%2eglCC%2ehtm
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• Natürliche Personen haften grundsätzlich nicht, da ihr Handeln der Körperschaft 
zugerechnet wird. 

• Eine Ausnahme ist gegeben, wenn das Handeln der natürlichen Person keiner 
Körperschaft zugerechnet werden kann, z. B. bei der Ausstellung von 
Zuwendungsbescheinigungen für eine nichtexistierende Körperschaft. 

b. Veranlasser*innenhaftung: 

• Werden Zuwendungen nicht für die steuerbegünstigten Zwecke verwendet, löst das – 
wenn Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Veranlassenden vorliegt – die sogenannte 
Veranlasser*innenhaftung aus. Eine Fehlverwendung ist insbesondere dann gegeben, 
wenn Spenden in den steuerlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb fließen oder, ohne 
dafür bestimmt zu sein, in die Vermögensverwaltung fließen. 

• Die Haftung trifft dabei die Körperschaft (also z. B. der gemeinnützige Stamm oder der 
gemeinnützige e. V.) und die handelnde natürliche Person (Mitglied des Vorstands) als 
Gesamtschuldner*innen. Vorrangig haftet aber die empfangende Organisation. 

• Die handelnde natürliche Person (Mitglied des Vorstands) selbst haftet nur, wenn der 
Steueranspruch noch nicht nach § 47 AO erloschen ist (z. B. durch Zahlung, Aufrechnung, 
Erlass, Verjährung) und Vollstreckungsmaßnahmen gegen die empfangende 
Organisation erfolglos geblieben sind. 

c. Haftungsumfang: 

• Der*Die Haftende haftet für die entgangene Steuer. Diese ist mit 30 % des 
zugewendeten Betrags anzusetzen. 

• Werden Spenden aus einem Gewerbebetrieb geleistet, beträgt der gewerbesteuerliche 
Haftungsbetrag zusätzlich 15 % der Zuwendung. 

• Im Fall der Bösgläubigkeit der Zuwendenden entfällt die Haftung. 

3. Haftung für Steuern 

• Zunächst haftet grundsätzlich der Verein für Steuerschulden. Ist kein ausreichendes 
Vereinsvermögen (mehr) vorhanden, um die Steuerschulden zu tilgen oder ist der 
Verein zwischenzeitlich aufgelöst worden, kann es zu einer persönlichen Haftung der 
Vorstandsmitglieder kommen. 

• Bei steuerlichen Pflichtverletzungen kann es zu einer persönlichen Haftung der 
Vorstandsmitglieder mit ihrem Privatvermögen kommen. 

• Es kommt dabei aber nicht auf die Eintragung, sondern auf die wirksame Bestellung des 
Vorstands an. 

• Sie haften, soweit Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis infolge vorsätzlicher oder 
grob fahrlässiger Verletzung der ihnen auferlegten Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig 
festgesetzt oder erfüllt oder soweit infolgedessen Steuervergütungen oder 
Steuererstattungen ohne rechtlichen Grund gezahlt werden. Die Haftung umfasst auch 
die infolge der Pflichtverletzung zu zahlenden Säumniszuschläge (§ 69 AO). 

• Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn der Vorstand die Steuererklärung zu spät oder nicht 
korrekt abgibt oder wenn festgesetzte Steuern nicht oder nicht rechtzeitig bezahlt 
werden. 
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